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gesprochen. Wundern Sie sich darüber, wenn Sie zum
Beispiel solche Zustände betrachten und überdenken?
Auch bei der Debatte über die Erhöhung der Lastwa-
genmasse und -gewichte hat der damalige Kommis-
sionspräsident erklärt, dass deren Annahme im Grunde
nur eine Legalisierung des bereits bestehenden Zustan-
des bedeuten würde. Es darf einfach nicht vorkommen,
dass die Verfassung und die Gesetze nicht peinlich
genau eingehalten werden. Bitte, wenn etwas nicht
mehr richtig ist oder nicht mehr der Mehrheit des
Volkes entspricht, dann können wir das ja absolut legal
auf den verfassungsmässigen Wegen bereinigen. Ich
kann Sie versichern, dass allein schon aus diesem
Grunde sehr viele Bürger gegen die Aufhebung stimmen
werden. Stellen Sie den verfassungsmässigen Zustand
her, und der Erfolg ist Ihnen sicherer. Ich nehme es in
Kauf, dass einzelne oder vielleicht auch viele von Ihnen
mich als Pedanten betrachten. Ich habe aber einfach
einen viel zu grossen Respekt vor Verfassung und
Gesetz, um die Situation, in der wir uns in dieser Frage
befinden, nicht mit aller Klarheit darzulegen.

Aus diesem Grunde bitte ich Sie, den Antrag auf
Nichteintreten von Kollega Naegeli zu unterstützen.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
Ici, le débat est interrompu.

Schluss der Sitzung um 19.20 Uhr
La séance est levée à 19 h 20

#ST# Zweite Sitzung — Deuxième séance

Dienstag, 19. September 1972, Vormittag
Mardi 19 septembre 1972, matin

8.00h

Vorsitz — Présidence: Herr Vontobel

11148. Bundesverfassung.
Aufhebung der Artikel 51 und 52

Constitution fédérale.
Abrogation des articles 51 et 52

Fortsetzung — Suite

Siehe Seite 1376 hiervor — Voir page 1376 ci-devant

M. Chevallaz, rapporteur: Je ne vais pas reprendre
dans le détail un débat qui a été fort riche en valeur, en
substance et en nuance aussi et qui, d'une manière
générale, a été favorable aux thèses que nous avons
défendues ici. M. Vincent, par exemple, nous a donné
hier de la liberté de conscience et d'expression le plus
émouvant des plaidoyers. Comme nous sommes, pour
quelques heures, dans l'intimité des jésuites nous lui
donnons acte des restrictions mentales que sa brillante
intelligence n'aura pas manqué de formuler.

Mais je voudrais surtout et fort brièvement, avant le
vote sur l'entrée en matière, répondre aux réserves et
aux inquiétudes ainsi qu'à la méfiance exprimées par
quelques-uns de nos collègues.

M. Schwarzenbach est un homme trop subtil pour
affronter les jésuites en prise directe. Il transfère ses
réserves sur le problème de la population étrangère. La
manœuvre est très habile, elle vise à faire coup double
tout en donnant au problème qui nous occupe un
supplément de passion. Le retour aux vertus de la
Suisse d'autrefois implique, sans doute, à son avis, que
l'on ranime le feu des oppositions confessionnelles ou
en tout cas que l'on ne fasse rien pour le conjurer.
M. Naegeli s'oppose à l'entrée en matière en invoquant,
avec franchise, une certaine simplicité historique, pour
ne pas reprendre le terme d'images d'Epinal, les motifs
de son opposition. Il souligne le décalage qui pourrait
exister entre l'opinion du Parlement, d'une part, et,
d'autre part, les sentiments populaires. Nous avons déjà,
en d'autres circonstances, connu ce décalage. Doit-il
nous condamner à l'immobilité ou à proposer les seules
mesures qui soient certaines d'une adhésion générale et
enthousiaste, et laisser subsister des dispositions consti-
tutionnelles qui sont à la fois dépassées par le temps,
injustes dans leur généralité et inefficaces dans leur
réalité? Nous avons pris connaissance, sans doute
comme vous tous, de l'abondante documentation que
des comités, pénétrés de la crainte des jésuites, ont déjà
largement diffusée. Nous n'irons pas dans l'éloge de la
Société de Jésus au-delà de certaines limites. Mais
quelle que puisse être la brillante influence des jésuites
— influence d'ailleurs très controversée et contradic-
toire; je rappellerai aussi que les jésuites ont été les
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professeurs et les maître d'un des plus brillants libéra-
teurs: Voltaire — nous estimons qu'elle ne met pas en
cause notre Etat fédéral. Et surtout, nous affirmons que
la conviction protestante est assez forte dans notre pays
pour n'avoir pas besoin de mauvaises barricades consti-
tutionnelles ou de la béquille des lois pour se protéger.

Hofmann, Berichterstatter: Es geht jetzt um die
Diskussion Eintreten oder Nichteintreten. Ihre Kommis-
sion beantragt Ihnen einstimmig Eintreten auf die
Vorlage.

Kollega Naegeli hat den Antrag auf Nichteintreten
gestellt. Der Antrag Naegeli auf Nichteintreten ist
abzulehnen. Die Argumente, die Kollega Naegeli gegen
die Aufhebung der Artikel 51 und 52 der Bundesverfas-
sung aufgeführt hat, werden durch das Gutachten von
Professor Kägi und die Botschaft des Bundesrates
eindeutig widerlegt. Warum Artikel 51 und 52 der
Bundesverfassung aufgehoben werden sollen, ging unter
anderem auch aus meinem Eintretensvotum hervor. Ich
trete daher nicht mehr näher darauf ein.

Zu einer Aussage von Kollega Naegeli möchte ich
aber noch Stellung beziehen. Herr Naegeli befürchtet
insbesondere Intoleranz, wenn die Artikel 51 und 52
der Bundesverfassung aufgehoben werden. Dazu möchte
ich als Protestant sagen: Gerade die Artikel 51 und 52
der Bundesverfassung sind ein Inbegriff von Intoleranz.
Es ist jetzt ein Akt der Toleranz fällig, der die Artikel
51 und 52 der Bundesverfassung beseitigt, der auch den
Jesuitenorden und die Klöster und damit die römisch-
katholische Kirche und den römisch-katholischen
Volksteil in den Besitz der vollen rechtsstaatlich ge-
schützten Religionsfreiheit bringt.

Wenn Herr Kollega Naegeli das vortreffliche Buch
von Willy Bremy «Der Weg des protestantischen Men-
schen bis zur Gegenwart» lesen wollte, dann würde er
feststellen, dass das protestantische Angebot auch ein
Angebot der Toleranz sein muss.

Was die Ausweitung der Materie, den eigentlichen
Toleranzartikel und die Einheit der Materie betrifft, so
wird man in der Detailberatung noch darauf eintreten
können.

Noch einige persönliche Bemerkungen zum soge-
nannten Schächtverbot. Ich glaube, dass viele Ratsmit-
glieder hier zu leichtfertig glauben, dass dieses aufgeho-
ben werden könne. Artikel 25bis der Bundesverfassung
ist durch Volksabstimmung über eine Verfassungsinitia-
tive 1893 aufgenommen worden, und zwar gegen den
Willen von Parlament und Bundesrat. Persönlich halte
ich dafür, dass noch zu viele Fragen offen sind, als dass
man heute schon einen Entscheid fällen könnte, ob
dieses Schächtverbot aufzuheben sei.

Artikel 25bis lautet: «Das Schlachten der Tiere ohne
vorherige Betäubung vor dem Blutentzuge ist bei jeder
Schlachtart und Viehgattung ausnahmslos untersagt.»
Im Gegensatz zu Kollegin Sahlfeld: Es sind insbesonde-
re auch evangelische Theologen, die sich gegen das
Aufheben des Schächtverbotes wenden. Ich zitiere Pfar-
rer Hans Joachim Haller in der «Reformation». Er sagt
hier folgendes: «Das Schächten, d. h. Schlachten durch
Ausblutenlassen der Tiere, wie es der Talmud, nicht
etwa das Alte Testament vorschreibt, ist durch Artikel
25bis der Bundesverfassung keineswegs verboten, son-
dern lediglich die allerdings wichtige und vom Stand-
punkt der Menschlichkeit unerlässlich conditi» sine
qua non der vorgängigen Betäubung ist dort eingebaut.»
Weiter schreibt dieser Theologe: «Der Artikel verbietet

generell die Quälerei des Schlachtens ohne Betäubung,
wobei vor dem Gesetze alle Schlächter und Schächtcr,
ob jüdischen, christlichen, islamischen oder anderen
Glaubens, ausnahmslos gleich bleiben. Weshalb die
Juden hier diskriminiert sein sollen, ist unerfindlich; so
kann denn auch von einer Verletzung der Glaubens-,
Gewissens- oder Kultusfreiheit durch ungerechtfertigte
Ausnahmeregelungen keine Rede sein. Die Glaubcns-
und Gewissensfreiheit gewährt jeglicher Dogmatik und
Verkündigung Raum, nicht aber unbesehen jeder Pra-
xis, die man allenfalls daraus folgern möchte, einer
derart scheusslichen, wie sie das Schächten ohne Betäu-
bung darstellt, schon gar nicht. Es wird zum Beispiel
niemand unter Berufung auf das alttestamentliche Ge-
bot die Steinigung von Sittlichkeitsvcrbrechern verlan-
gen und bei Verweigerung des Rechtes dazu über
Verletzung der Glaubens- und Gewissensfreiheit klagen
können.» usw.

Es gibt auch zahlreiche Tierärzte, selbst jüdische,
die sich gegen das Schächten ohne vorherige Betäubung
wenden. Es darf also nicht einfach gesagt werden,
Artikel 25bis sei ein blosser konfessioneller Ausnahme-
artikel oder Artikel 25bis sei ein Ausdruck des Antise-
mitismus. Artikel 25bis ist für viele Schweizer, und
wahrscheinlich immer noch für die Mehrzahl, ein Gebot
des Tierschutzes. Wir sollten daher die Aufhebung der
Artikel 51 und 52 der Bundesverfassung nicht noch mit
der gleichzeitigen Aufhebung des sogenannten Schächt-
verbotes belasten wollen.

Bundesrat Tschudi: Am Ende einer cindrücklichen
Debatte gestatten Sie dem Vertreter des Bundesratcs,
die grundsätzlichen Erwägungen nochmals zu unter-
streichen, die ihn zu seiner Vorlage veranlasst haben.
Anschliessend werde ich mich besonders zum Vorschlag
auf Ausdehnung der Verfassungsrevision auf weitere
Artikel äussern, einem Vorschlag, der meines Erachtcns
von nicht überzeugenden Voraussetzungen ausgeht.

Ich darf dankbar feststellen, dass alle in diesem
Rate vertretenen Fraktionen der Aufhebung der konfes-
sionellen Ausnahmeartikel zustimmen und dass Ihr Rat
offensichtlich bereit ist, auf unsere Vorlage einzutreten.
Diese Stellungnahme des Nationalrates ist nicht neu;
denn im Jahre 1969 hatten Sie bei Beratung unseres
Berichtes über die Europäische Menschenrechtskonven-
tion den Bundesrat beauftragt, der Bundesversammlung
sobald wie möglich Vorschläge zu unterbreiten, welche
die Streichung der bei der Ratifikation der Konvention
notwendigen Vorbehalte erlaubt, insbesondere zur Ein-
führung des Frauenstimm- und -Wahlrechts und auf
Ausmerzung der konfessionellen Ausnahmeartikcl. Die
erste Verpflichtung, die das Frauenstimm- und -Wahl-
recht betraf, ist erfüllt; nun beraten wir über den
zweiten, durch eine Motion verbindlich erteilten Auf-
trag.

Besonderen Dank schulde ich den Herren Referen-
ten, den Herren Nationalräten Chcvallaz und Hofmann,
für die umfassende und klare Darlegung der Problema-
tik und für ihre sorgfältige Begründung der Stellung-
nahme der Kommission. Als Historiker hat Herr Natio-
nalrat Chevallaz in grossen Zügen, aber mit eindrückli-
chen Formulierungen, die Entwicklung und die Bedeu-
tung des Jesuitenordens geschildert. Es erübrigt sich
deshalb, dass ich mich mit Zielsetzung, Verfassung und
Tätigkeit des Jesuitenordens befasse und seine über 400-
jährige Geschichte mit Höhepunkten und Niedergang,
Erfolgen und Irrtümern, mit bedeutenden Pcrsönlichkei-
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ten vom Gründer des Ordens, Ignatius von Loyola, bis
zu Kardinal Bea in unmittelbarer Vergangenheit schil-
dere. Dies kann schon deshalb nicht unsere Aufgabe
sein, weil wir uns nicht mit den Jesuiten und Klöstern
in der Vergangenheit zu befassen haben, sondern mit ih-
rer Tätigkeit in der Gegenwart. Auch haben wir nicht
die weltanschaulich-theologische Seite zu beurteilen,
sondern einzig die staatsrechtlich-politische Problema-
tik. Doch sei nochmals ausdrücklich hervorgehoben,
dass eine präzise Orientierung weitester Bevölkerungs-
kreise, vor allem über die Jesuiten, einem Bedürfnis ent-
spricht. Angesichts der emotionellen Stellungnahmen ist
die Entmythologisierung — französisch besser: démysti-
fication — des Ordens wichtig, damit allgemein zum
Bewusstsein kommt, dass bei den Jesuiten weder Ge-
heimnisvolles noch Aufsehenerregendes zu finden ist.
Ich hoffe, dass bis zur Volksabstimmung Fachleute aus
protestantischer, katholischer und aus laizistischer Sicht
diese Information übernehmen werden; denn die Be-
hauptungen, die Herr Nationalrat Naegeli gestern hier
vorgetragen hat, sind unbewiesen und unbeweisbar. Die
Jesuiten bilden einen Teil der katholischen Kirche, sie
halten sich streng an deren Dogmen. Dass diese im
Gegensatz zum freiheitlichen Rechtsstaat stehen, ist
eine unberechtigte Kritik am katholischen Volksteil.
Herr Nationalrat Naegeli hat den Schweizergeist beru-
fen. Sehr einverstanden, der Schweizergeist, das ist der
Geist der Freiheit und nicht der Geist der Einschrän-
kung und der Verbote.

Nicht weniger spannend als die Geschichte des
Jesuitenordens ist für uns Schweizer das Studium der
Entstehung des Jesuiten- und Klosterverbots. Hiebei
handelt es sich um ein zentrales Thema der Geschichte
des 19. Jahrhunderts: Sonderbundskrieg und Kultur-
kampf. Die Schaffung der Bundesverfassung von 1848
und die Totalrevision von 1874 wurden stark durch
diese Fragen beeinflusst. Die Behandlung dieses Zeitab-
schnitts ist um so interessanter, als wir im Zeitalter der
ökumenischen Bestrebungen Mühe haben, uns in die
Gedankenwelt unserer Urgrossväter und Grossväter
zurückzuversetzen. Doch müssen wir in dieser Debatte
auf solche Darlegungen verzichten, weil wir die konfes-
sionellen Ausnahmeartikel einzig und allein aus der
Sicht der Gegenwart zu beurteilen haben und nicht mit
den Massstäben des 19. Jahrhunderts. Damit wird
gleichzeitig klar und eindeutig hervorgehoben, dass mit
dem Antrag auf Aufhebung der Artikel 51 und 52
keinerlei Kritik an den Entscheiden der Verfassungsge-
setzgeber von 1848 und 1874 verbunden ist. Sie haben
die Bundesverfassung in einer historischen Situation
geschaffen, die sich von der heutigen grundlegend
unterscheidet. Es wäre höchst ungerecht, ihr Werk, das
sich hervorragend bewährt hat, zu kritisieren. Nur
wenige Verfassungen haben sich während so langer Zeit
gehalten wie die Bundesverfassung von 1848 bis 1874.
Sie hat unserem Volk eine kulturelle Entfaltung und
einen wirtschaftlichen Aufschwung ermöglicht, den in-
neren Frieden und stabile Institutionen gesichert. Diese
staatspolitische Leistung bleibt bewundernswert, auch
wenn wegen neuen Entwicklungen immer wieder Revi-
sionen an unserer Verfassung vorgenommen werden
müssen. Insbesondere diese Anpassungsfähigkeit, die
Revisionsmöglichkeiten, gehören auch zu den Vorzügen
unserer Bundesverfassung.

Nur eine Feststellung historischer Natur muss im-
mer wieder unterstrichen werden: Das Jesuitenverbot
hat seinen Ursprung nicht im konfessionellen Gegensatz

zwischen Katholiken und Protestanten, es wurde nicht
zuerst in protestantischen, sondern in katholischen
Ländern, in Portugal, in Spanien und in Frankreich
verhängt. Die katholische Kirche selber, nämlich Papst
Clemens XIV., hatte den Orden während einigen Jah-
ren aufgehoben. Träger des Kulturkampfs auf antika-
tholischer Seite war nicht die evangelische Kirche,
sondern die Führung lag bei den Radikalen. Es ging um
eine politische und nicht um eine konfessionelle Ausein-
andersetzung.

Die Botschaft des Bundesrates gibt Aufschluss über
die Vorbereitung unserer Vorlage. Ich möchte nicht auf
diese Ihnen bekannten Ausführungen zurückkommen.
Ich darf nur daran erinnern, dass Herr Professor
Dr. Werner Kägi zwar erst den dritten Teil des von ihm
erbetenen Gutachtens abgeliefert hat, dass aber dieser
Teil, der die verfassungspolitischen und rechtlichen
Erwägungen enthält, die entscheidenden Grundlagen
für die Revision bietet, um so mehr als die Stellungnah-
me und die Schlussfolgerungen überzeugend sind.

Wie schon in der Kommission hat Nationalrat
Sauser sich nach Teil I und II des Gutachtens Kägi
erkundigt. Ich zitiere aus den Ausführungen von Herrn
Professor Kägi selber, mit denen er die Verzögerung
begründet: «Nicht voraussehen konnte ich dagegen die
grosse und in diesem Jahrzehnt ständig noch steigende
Belastung in unserer in besonderer Weise überlasteten
Fakultät. Hiezu kam eine lange gesundheitliche Behin-
derung. Ich habe dem hohen Bundesrat über die
Gründe der Verzögerung ausführlich Aufschluss gege-
ben. Eine Auseinandersetzung mit den zum Teil phan-
tastischen Vermutungen und Verdächtigungen über an-
dere ,Hintergründe' der Verzögerung, die erneut zei-
gen, wie irrational und affektgeladen der ganze Fragen-
komplex auch heute noch ist, erübrigt sich. Sie wäre
auch völlig nutzlos, da man dort die sachliche Aufklä-
rung gar nicht hören will. So kann ich nur einfach und
schlicht feststellen: Es gab und gibt keine ändern
Gründe der Verzögerung als die oben genannten sachli-
chen und persönlichen, insbesondere keinerlei Weisun-
gen, Interventionen, Behinderungen oder gar Pressionen
und Drohungen von Seiten der Behörden, der Klöster
und Orden, der Gesellschaft Jesu und der Kirchen.»
Soweit Herr Professor Kägi über die Verzögerung der
Erstellung des ersten und zweiten Teils seines Gutach-
tens.

Endlich sei noch hervorgehoben, dass das umfassen-
de Vernehmlassungsverfahren ein eindeutiges Resultat
ergeben hat. Einmütig wird von allen befragten Stellen
die Aufhebung der konfessionellen Ausnahmeartikel
empfohlen und fast ausnahmslos auch die Vornahme
einer Partialrevision und nicht die Verschiebung auf die
Totalrevision der Bundesverfassung befürwortet. In die-
sem Sinne lautet insbesondere auch die Stellungnahme
des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes nach
gründlicher Diskussion in sämtlichen kantonalen Syn-
oden.

Die Frage, die wir zu beurteilen haben, lautet:
Bilden aufgrund ihres heutigen Wirkens und ihres
heutigen Ideengutes Klöster und Jesuiten eine Gefahr
für die staatliche Ordnung und für den konfessionellen
Frieden? Erscheint diese Gefahr als so gross, dass sich
ein dauerndes Verbot und gar ein Verbot auf der
Verfassungsstufe rechtfertigt? Eine solche Massnahme
ist unerhört weitgehend und hart, wenn man sie
vergleicht mit sonstigen Freiheitsbeschränkungen. Aller-
dings wird sie dadurch gemildert, dass die Praxis in der
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Anwendung des Verbots seit ungefähr 50 Jahren
erheblich gelockert wurde; meines Wissens mit Zustim-
mung der eidgenössischen Räte. Jedenfalls habe ich nie
von einer Kritik in den letzten 50 Jahren etwas
vernommen. Ich muss auch Herrn Nationalrat Jäger
darauf aufmerksam machen, dass die Verfassung nicht
allgemein das Wirken der Jesuiten verbietet, sondern
lediglich das Wirken in Schule und Kirche.

Die Antwort auf die von mir gestellten Fragen kann
nur Nein sein. Unser stabiles Staatswesen könnte doch
nicht von einigen Klöstern und einigen Jesuiten in
Gefahr gebracht werden, sogar nicht, wenn sie nicht
positiv zu unserem demokratischen Rechtsstaat Stellung
nehmen würden. Ich befürworte es, dass Trotzkisten,
Anarchisten und Faschisten ihre Auffassungen vertreten
dürfen. Darf man dies aber gleichzeitig den Jesuiten
verwehren? Kann man eine Lockerung oder gar eine
Beseitigung des Redeverbots für ausländische Politiker
empfehlen, jedoch schweizerische Jesuiten nicht predi-
gen lassen? Mit Herrn Professor Kägi muss festgestellt
werden, dass die Ausnahmeartikcl unter den heutigen
Gegebenheiten gegen wichtigste allgemeine verfassungs-
rechtliche und vcrfassungspolitische Grundsätze verstos-
sen, nämlich gegen die Gerechtigkeit, gegen die Legiti-
mität, gegen die Freiheit und gegen die Rechtsgleich-
heit. Der freiheitliche Rechtsstaat will möglichst ausge-
dehnte individuelle Freiheitsrechte gewährleisten. Dazu
gehört auch die Freiheit des Lehrens und die Freiheit
des Predigens, die den Jesuiten heute verwehrt wird,
wie die Freiheit der persönlichen Lebensgestaltung, also
auch des Lebens in einer klösterlichen Gemeinschaft,
die durch Artikel 52 eingeschränkt wird. Die Glaubens-
und Gewissensfreiheit, die konfessionelle Freiheit, ist
im Prinzip durch Artikel 49 der Bundesverfassung
umfassend gewährleistet, und zwar für Christen und für
Nichtchristen, für Gläubige wie für Ungläubige. Es
kann mit sachlichen Argumenten nicht begründet und
nicht gerechtfertigt werden, warum für Jesuiten und für
Klöster eine Ausnahme zu gelten hat.

Unser Antrag ist klar und einfach; wir schlagen eine
Streichung der Artikel 51 und 52 der Verfassung vor,
wobei die entstehende Lücke weder formell ausgefüllt
durch Aufteilung des jetzigen Artikels 50 auf drei
Artikel noch materiell durch Aufnahme eines Toleranz-
artikels ergänzt werden soll. Der Verzicht auf eine
Vermeidung von Leerstellen in der Verfassung wurde in
dem Ihnen bekannten Ergänzungsgutachten von Herrn
Professor Kägi begründet. Auch das Vernehmlassungs-
verfahren hat dieses Ergebnis gezeitigt. Die Fragestel-
lung für Volk und Stände muss einleuchtend und
unkompliziert sein. Ein Toleranzartikel würde dem
Aufbau unserer Verfassung widersprechen, weil es sich
nur um eine Proklamation, um eine Zielsetzung han-
deln würde, jedoch nicht um eine Rechtsvorschrift.
Toleranz ist eine Grundlage unseres Staatswesens mit
seinen vier Sprachen, verschiedenen Glaubensbekennt-
nissen, zahlreichen politischen Parteien. Was rechtlich
fassbar ist, findet sich bereits in der Bundesverfassung.

Herr Nationalrat Schwarzenbach und andere Votan-
ten treten allerdings nicht für einen Toleranzartikel ein,
sondern sie wünschen, dass als Ausgleich für den
Wegfall des Jesuitenverbots eine Verstärkung des
Staatsschutzes, eine Verstärkung des Schutzes des Reli-
gionsfriedens aufzunehmen sei. Herr Nationalrat
Schwarzenbach hat diese Forderung damit begründet,
dass in der protestantischen Bevölkerung eine gewisse
Beunruhigung entstanden sei. Doch habe ich nie gehört

oder gelesen, dass die evangelische Kirche solche
Schutzbestimmungen verlangt. Ich bin selbstverständ-
lich nicht ermächtigt, in ihrem Auftrage /u sprechen,
doch bin ich überzeugt, dass die evangelische Kirche
dieses Schutzes nicht bedarf. Ihre Stärke liegt in der
Glaubensüberzeugung der Protestanten, nicht in staatli-
chen Paragraphen und in einem polizeilichen Schutz.

In Ihrer Kommission und auch gestern wurde ein
Gedanke aufgenommen, den Professor Kägi in seinem
Gutachten eingehend und einleuchtend behandelt, näm-
lich die Idee einer umfassenderen Partialrcvision. Dabei
unterscheidet er zwei Möglichkeiten, eine sogenannte
grosse Revision, das heisst eine Gcsamtbcreinigung des
Verhältnisses zwischen Staat und Kirche oder, noch
umfassender, zwischen Staat und Religion, und die
kleine Partialrevision, die Ausmcrzung der Artikel
25bis, 51 und 52. Diese umfassende Flurbereinigung ist
erwünscht. Im Verhältnis Staat und Religion sind heute
andere Vorstellungen und Prinzipien massgcbend als im
19. Jahrhundert, doch muss eine Neuordnung sorgfältig
und gründlich vorbereitet werden, und die Probleme
sind eingehend zu diskutieren. Diese geistige Vorarbeit
wurde noch nicht in genügendem Umfange geleistet.
Ich hoffe, dass die Vorbereitung der Totalrevision der
Bundesverfassung die Veranlassung bieten wird, die
Problematik zu vertiefen. Die Neuregelung des Verhält-
nisses Staat—Kirche könnte durch die Totalrevision der
Bundesverfassung erfolgen. Falls diese in absehbarer
Zeit nicht möglich ist, könnte allenfalls aufgrund der
Studien im Hinblick auf die Totalrcvision eine umfas-
sende Partialrevision der Bestimmungen über Staat und
Religion an die Hand genommen werden.

Die Erwartung, die mit der Erweiterung der Revi-
sion gemäss dem Vorschlag der Minderheit II verbun-
den ist, geht dahin, dass mit der höheren und umfassen-
deren Zielsetzung die Einzelpunkte Jesuiten- und Klo-
sterartikel in den Hintergrund treten würden und alte
Vorurteile und Gegnerschaften überwunden werden
könnten. Professor Kägi bezeichnet es als illusionäre
Erwartung, dass heiss umstrittene Probleme sich im
Rahmen einer umfassenden Partialrcvision leichter lö-
sen lassen. Die Fülle kontroverser Materien (Schächt-
verbot, Schulfragen, Eheschliessung usw.) würde eher
die Opposition anfachen, die Gegnerschaft kumulieren.
Der springende Punkt ist aber, dass nicht etwa eine
Globalabstimmung mit einem Ja oder Nein bei der
umfassenden Partialrevision rechtlich möglich ist, da
das Prinzip der Einheit der Materie nicht gewährleistet
wäre. Es müssten also gleichzeitig oder rasch hinterein-
ander viele Fragen einzeln Volk und Ständen zum
Entscheid unterbreitet werden. Ucbrigens würde jeder
Versuch, anders vorzugehen, beim Volk grossies Miss-
trauen erwecken, man wolle durch Zusammenfassung
verschiedener Materien seine Stellungnahme manipulie-
ren, und damit wäre der Misserfolg besiegelt. Die kleine
Partialrevision nach Professor Kägi, die neben den
gegen die römisch-katholische Kirche gerichteten Arti-
keln 51 und 52 auch den die israelitische Minderheit
tangierenden Artikel 25bis umfassen würde, beruht auf
der Konzeption, es seien die gegen die Religionsfreiheit
gerichteten Artikel zu beseitigen. Frau Nationalrat
Sahlfeld und die Minderheit II möchten Artikel 50
Absatz 4 (Genehmigung zur Errichtung von Bistümern)
und Artikel 75 (Ausschluss von Geistlichen von der
Wahlfähigkeit in den Nationalrat) einbcziehen. Eine
solche Revision ist gesetzestechnisch einfach, sie wäre
aber auch weniger attraktiv als eine umfassende Partial-
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révision. Von einer Flurbereinigung, von einer Neuge-
staltung des Verhältnisses Staat—Religion könnte nicht
die Rede sein. Wegen des Grundsatzes der Einheit der
Materie wäre es ausgeschlossen, alle vier Artikel oder
gar alle sechs — wenn man nach dem Vorschlag von
Herrn Nationalrat Sauser die Artikel 49 und 50 auch
noch cinbezieht — in einem Bundesbeschluss zusam-
menzufassen und gemeinsam zur Abstimmung zu brin-
gen. Im übrigen würde auch hier nur die Gegnerschaft
kumuliert, indem sowohl die Anhänger der Beibehal-
tung des Jesuitenverbots wie auch die Anhänger der
Beibehaltung anderer Einschränkungen mit Nein stim-
men würden. Zum Teil dürften die Anhänger des einen
oder ändern Verbots nicht identisch sein. Aber auch die
Durchführung getrennter Abstimmungen am gleichen
Termin über die Aufhebung der verschiedenen Artikel
brächte mehr Nachteile als Vorteile. Die gründliche
Orientierung der Stimmbürger über die Notwendigkeit
der Aufhebung des Jesuiten- und des Klosterverbotes
und die eingehende Diskussion in der Oeffentlichkeit
würden beeinträchtigt.

Die ablehnende Stellungnahme des Bundesrates ge-
gen eine Erweiterung der Vorlage, gegen eine Partialre-
vision, die nicht nur die Artikel 51 und 52 erfasst,
bedeutet keineswegs, dass der Bundesrat die Revisions-
bedürftigkeit der übrigen Bestimmungen nicht bejahen
würde. Er ist deshalb bereit, die von Ihrer Kommission
eingereichten Motionen entgegenzunehmen. Dagegen
erscheinen ihm die Revisionspunkte von unterschiedli-
cher Dringlichkeit. Keiner dieser Artikel verstösst, wie
die Artikel 51 und 52, gegen die Euopäische Menschen-
rechtskonvention und damit gegen das moderne Völker-
recht. Am dringlichsten ist die Aufstellung eines Tier-
schutzartikels anstelle des geltenden Schächtverbots.
Hier kommt im Gegensatz zu den Artikeln 51 und 52
eine Aufhebung unter keinen Umständen in Frage,
sondern der Artikel 25 muss ersetzt werden durch einen
Tierschutzartikel. Aufgrund des neuen Artikels wird ein
Tierschutzgesetz zu erlassen sein. Die Vorbereitungsar-
beiten sind im Gange, das Vernehmlassungsverfahren
wurde bereits durchgeführt, und es hat ein positives
Ergebnis erbracht.

Der Bistumsartikel hat kaum praktische Bedeutung.
Ich erinnere Sie an die Schaffung des Bistums Lugano.
Die Beschränkung der Wahlfähigkeit auf Personen
weltlichen Standes hat auch in kirchlichen Kreisen
Anhänger; die Bestimmung entspricht dem kanonischen
Recht. Doch sollen die Kirchen selber bestimmen, ob
ihre Geistlichen politische Aemter versehen dürfen oder
nicht. Ein grundsätzlicher Ausschluss durch die staatli-
che Verfassung verstösst gegen das Gleichheitsprinzip
und gegen das Prinzip des allgemeinen aktiven und
passiven Wahlrechts. Ich werde auf diese Punkte bei
Behandlung der Motionen noch kurz zurückkommen.
Jetzt sei lediglich unterstrichen, dass aus rechtlichen
Gründen, wegen der Einheit der Materie, und aus
politischen Erwägungen (einfache, klare, für jedermann
verständliche Fragestellung, Konzentrierung des Ab-
stimmungskampfes auf ein Thema) die Revision auf die
Aufhebung der Artikel 51 und 52 beschränkt werden
muss. Wir nehmen damit eine genügend grosse Aufgabe
in Angriff; eine zusätzliche Belastung wäre nicht als
mutiges, sondern als unvorsichtiges Vorgehen zu be-
zeichnen.

Abschliessend darf ich auf einen Gedanken, auf
eine Zielsetzung zurückkommen, die mir besonders am

Herzen liegt. Das Jesuitenverbot ist — wie ich schon
erwähnt habe — zwar kein Produkt von Auseinander-
setzungen zwischen den beiden christlichen Konfessio-
nen, sondern ein Produkt politischer Kämpfe, doch
belastet es das Verhältnis zwischen evangelischer und
katholischer Kirche. Es dient dazu, konfessionelle Ge-
gensätze zu schaffen oder zu verschärfen. Die Jesuiten-
diskussionen rufen bei einem Teil unseres Volkes noch
Emotionen hervor. Darum möchte ich anstreben, dass
die Behandlung der Ausnahmeartikel zu einer sachli-
chen Stellungnahme zum Jesuitenorden, zu einer ruhi-
gen Beurteilung seines Wirkens, das durchaus kritisch
sein darf, führt. Ich möchte der Hoffnung Ausdruck
geben, dass die Diskussion im Hinblick auf die
kommende Volksabstimmung das gegenseitige Ver-
ständnis zwischen den christlichen Konfessionen vertie-
fen wird. Frau Nationalrat Sahlfeld hat als Theologin
sehr mit Recht hervorgehoben, dass gegenwärtig das
gute Verhältnis zwischen evangelischer und katholischer
Kirche nicht wegen der Artikel 51 und 52 besteht,
sondern trotz den Artikeln 51 und 52. Nicht nur der
ökumenische Gedanke kann durch ernsthafte Ausspra-
chen zwischen den Angehörigen der verschiedenen
Konfessionen gewinnen. Die Vorbereitung der kommen-
den Abstimmung über die Streichung der Artikel 51
und 52 kann auch politische Früchte bringen, nämlich
die verstärkte und vertiefte Erkenntnis des Wertes des
freiheitlichen Rechtsstaates. Unsere Vorlage steht unter
dem Motto der Toleranz. Dieses Prinzip liegt unserem
Staatswesen zugrunde, das sich aus mehreren Sprachen,
verschiedenen Glaubensbekenntnissen und divergieren-
den politischen Ueberzeugungen zusammensetzt. Die
Behandlung des Jesuiten- und Klosterartikels sollte
benützt werden, um unser Bekenntnis zur Toleranz, zur
Freiheit und zum Rechtsstaat zu erneuern. Damit diese
Prinzipien lebendig bleiben, muss jede Generation sich
neu mit ihnen auseinandersetzen, muss sie neu überden-
ken und auf ihre Verhältnisse und Gegebenheiten
anwenden. In dieser Klärung der Ideen kann die
kommende Auseinandersetzung einen wichtigen Beitrag
leisten. Ich hoffe vor allem, dass die junge Generation,
die nicht durch eine kulturkämpferische Vergangenheit
belastet ist, aktiv mitwirken und dass sie ihr Bekenntnis
zu unsern Freiheitsrechten in die Tat umsetzen wird.

Ich möchte Sie meinerseits bitten, auf die Vorlage
einzutreten.

Präsident: Die Kommission und der Bundesrat
beantragen Eintreten auf die Vorlage. Herr Naegeli
stellt den Antrag, auf die Vorlage nicht einzutreten.

Abstimmung — Vote
Für den Eintretensantrag der Kommission 155 Stimmen
Für den Nichteintretensantrag Naegeli 4 Stimmen

Präsident: Zur Detailberatung schlage ich Ihnen
folgendes Vorgehen vor:

Titel und Ingress werden zurückgestellt. In der
Folge werde ich den Vertretern der Minderheiten I und
II das Wort erteilen. Wir entscheiden dann über die
Artikel 49, 50, 75 und 50 Absatz 4 in separater Abstim-
mung. Nach Bereinigung dieses Blockes werde ich zur
Grundsatzfrage dem Antragsteller Schwarzenbach das
Wort zur Begründung seines Antrages erteilen, und
dann wird der Entscheid in grundsätzlicher Hinsicht
getroffen. Sie sind damit einverstanden.
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Artikelweise Beratung — Discussion des articles

Anträge der Kommission
Minderheiten I und II

Titel und Ingress

Bundesbeschluss
über die Wahrung des konfessionellen Friedens

und die Herstellung der gleichen Rechte und Freiheiten
auf religiösem Gebiet

Die Bundesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft

in Anwendung der Artikel 118 und 121 Absatz l der
Bundesverfassung,

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom
23. Dezember 1971,

beschliesst:

Minderheit I
(Sauser, Augsburger, Gut, Meier Kaspar, Tanner-Thur-

gau, Schwarzenbach)

Ziff. l1)
Ingress

Die Artikel 49 und 50 der Bundesverfassung werden
wie folgt geändert:

Art. 49 Abs. l
Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist unverletz-

lich. Die Ausübung dieser Freiheitsrechte findet ihre
Schranke im Schutz gleicher Rechte und Freiheiten
jedes ändern und in der Wahrung des öffentlichen
Friedens.

Art. 50 Abs. 2bis (neu)
Das Verbot einer Vereinigung oder Institution, die

dauernd den religiösen Frieden stört, erfolgt durch
Bundesbeschluss.

Ziff. l und II
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates.

Minderheit II
(Meier Kaspar, Gut, Sahlfeld, Sauser, Schwarzenbach)

Ziff. I1)
Ingress

Die Artikel 49, 50 und 75 der Bundesverfassung
werden wie folgt geändert:

Art. 49 Abs. l
Gemäss Antrag der Minderheit I.

Art. 50 Abs. 2bis (neu)
Gemäss Antrag der Minderheit I.

Art. 75
Wahlfähig als Mitglied des Nationalrates ist jeder

stimmberechtigte Schweizerbürger.

Ziff. l
Ingress

Die Artikel 50 Absatz 4, 51 und 52 der Bundesver-
fassung, die wie folgt lauten:

Art. 50 Abs. 4
Die Errichtung von Bistümern auf schweizerischem

Gebiete unterliegt der Genehmigung des Bundes.
Für den Rest von Ziff. I und Ziff. II Zustimmung

zum Beschluss des Ständeratcs.

Minderheit III
(Schwarzenbach, Augsburger, Gut, Meier Kaspar,

Sauser, Staehelin, Tanner-Thurgau)

Bundesbeschluss
über die Aufhebung des Jesuitenartikels

der Bundesverfassung (Art. 51)

Die Bundesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

in Anwendung von Artikel 118 und 121 Absatz l
der Bundesverfassung

beschliesst:

Ziff. I
Ingress

Artikel 51 der Bundesverfassung, der wie folgt
lautet, wird aufgehoben:

Art. 51
Abs.l

Der Orden der Jesuiten und die ihm affiliierten
Gesellschaften dürfen in keinem Teile der Schweiz
Aufnahme finden, und es ist ihren Gliedern jede
Wirksamkeit in Kirche und Schule untersagt.

Abs. 2
Dieses Verbot kann durch Bundesbeschluss auch auf

andere geistliche Orden ausgedehnt werden, deren
Wirksamkeit staatsgefährlich ist oder den Frieden der
Konfessionen stört.

Ziff. n
Abs.l

Dieser Beschluss wird der Abstimmung des Volkes
und der Stände unterbreitet.

Abs. 2
Der Bundesrat ist mit dem Vollzug beauftragt.

B
Bundesbeschluss

über die Aufhebung des Klosterartikels
der Bundesverfassung (Art. 52)

Die Bundesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

in Anwendung der Artikel 118 und 121 Absatz l
der Bundesverfassung

beschliesst:

Ziff. l
Ingress

Artikel 52 der Bundesverfassung, der wie folgt lau-
tet, wird aufgehoben:
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Art. 52
Die Errichtung neuer und die Wiederherstellung

aufgehobener Klöster oder religiöser Orden ist unzuläs-
sig.

Ziff. H
Abs. l

Dieser Beschluss wird der Abstimmung des Volkes
und der Stände unterbreitet.

Abs. 2
Der Bundesrat ist mit dem Vollzug beauftragt.

Propositions de la commission
Minorités l et II

Titre et préambule

Arrêté fédéral
sur la sauvegarde de la paix confessionnelle et l'institu-
tion de l'égalité des droits et des libertés dans le

domaine religieux

L'Assemblée fédérale de la Confédération suisse,

vu les articles 118 et 121, 1er alinéa, de la constitution;
vu le message du Conseil fédéral du 23 décembre 1971,

arrête:

Minorité I
(Sauser, Augsburger, Gut, Meier Kaspar,

Tanner-Thurgovie, Schwarzenbach)

Ch. I1)
Préambule

Les articles 49 et 50 de la constitution sont modifiés
comme il suit:

Art. 49 al. 1
La liberté de conscience et de croyance est inviola-

ble. L'exercice de ces droits individuels est limité par la
protection des mêmes droits et libertés d'autrui et par la
sauvegarde de la paix publique.

Art. 50 al. 2bis (nouveau)
L'interdiction d'une association ou d'une institution

qui trouble de manière durable la paix religieuse, est
prononcée par arrêté fédéral.

Ch. l et 11
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Minorité II
(Meier Kaspar, Gut, Sahlfeld, Sauser, Schwarzenbach)

Ch. I1)
Préambule

Les articles 49, 50 et 75 de la constitution sont
modifiés comme il suit:

Art. 49 al. 1
Selon proposition de la minorité I.

Art. 50 al. 2bis (nouveau)
Selon proposition de la minorité I.

Art. 75
Tout citoyen suisse ayant le droit de voter est

cligible comme membre du Conseil national.

Ch.l
Préambule

Les articles 50, 4e alinéa, 51 et 52 de la constitution,
dont la teneur suit, sont abrogés:

Art. 50 al. 4
II ne peut être érigé d'évêchés sur le territoire suisse

sans l'approbation de la Confédération.
Pour le reste du chiffre I et chiffre II: Adhérer à la

décision du Conseil des Etats.

Minorité III
(Schwarzenbach, Augsburger, Gut, Meier Kaspar,

Sauser, Staehelin, Tanner-Thurgau)

A
Arrêté fédéral

abrogeant l'article de la constitution fédérale
sur les jésuites (art. 51)

L'Assemblée fédérale de la Confédération suisse,

vu les articles 118 et 121, 1er alinéa, de la constitution,

arrête:

Ch.l
Préambule

L'article 51 de la constitution, conçu comme il suit,
est abrogé:

Art. 51
All

L'ordre des jésuites et les sociétés qui lui sont
affiliées ne peuvent être reçus dans aucune partie de la
Suisse, et toute action dans l'église et dans l'école est
interdite à leurs membres.

Al. 2
Cette interdiction peut s'étendre aussi, par voie

d'arrêté fédéral, à d'autres ordres religieux dont l'action
est dangereuse pour l'Etat ou trouble la paix entre les
confessions.

Ch. Il
ALI

Le présent arrêté sera soumis à la votation du
peuple et des cantons.

Al. 2
Le Conseil fédéral est chargé de l'exécuter.

B
Arrêté fédéral

abrogeant l'article de la constitution fédérale
sur les couvents (art. 52)

L'Assemblée fédérale de la Confédération suisse,

vu les articles 118 et 121, 1er alinéa, de la constitution,

arrête:

Ch.l
Préambule

L'article 52 de la constitution, conçu comme il suit,
est abrogé:
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Art. 52
II est interdit de fonder de nouveaux couvents ou

ordres religieux et de rétablir ceux qui ont été suppri-
més.

Ch. U
ALI

Le présent arrêté sera soumis à la votation du
peuple et des cantons.

Al. 2
Le Conseil fédéral est chargé de l'exécuter.

Sauser, Berichterstatter der Minderheit I: Beim
Studium der Fahne mag es für diejenigen Mitglieder
unseres Rates, die nicht der vorberatenden Kommission
angehört haben, keineswegs auf den ersten Blick klar
geworden sein, worin sich die Anträge der Minderhei-
ten I und II unterscheiden. Kollege Kaspar Meier, der
nachher für die Minderheit II sprechen wird, hat auch
meinen Antrag mitunterzeichnet und ich den seinigen.
Der Sinn dieses Vorgehens besteht darin, -Ihnen zwei
verschiedene Möglichkeiten zur Ergänzung des bundes-
rätlichen Vorschlages gewissermassen zur Auswahl an-
zubieten. Die Vertreter der beiden Minderheiten sind
überzeugt, dass durch ihre Anträge die Chancen für
eine Annahme der Vorlage in der Volksabstimmung
verbessert werden können. Persönlich neige ich der
Auffassung von Kollege Kaspar Meier zu, dass der
Revisionskatalog erweitert werden sollte, um mit den
konfessionellen Ausnahmebestimmungen in unserer
Bundesverfassung tabula rasa zu machen. Zweifellos
möchten aber nicht alle Mitglieder unseres Rates, denen
bei einer ersatzlosen Streichung der Artikel 51 und 52
der Bundesverfassung nicht ganz wohl ist, auch weitere
konfessionelle Ausnahmevorschriften in die Revision
einbeziehen. Deshalb habe ich auch den bereits in der
Kommissionsberatung gestellten Minderheitsantrag I
aufrechterhalten. Seine Annahme wäre nach meiner
Auffassung immer noch besser als die Zustimmung zum
Antrag des Bundesrates. Genau genommen handelt es
sich beim Minderheitsantrag I um zwei verschiedene
Anträge, nämlich um eine Ergänzung von Absatz l des
Artikels 49 und um einen neuen Absatz 2bis im Arti-
kel 50. Ich habe auch die Anträge seinerzeit auf zwei
separaten Blättern eingereicht. Vom Sekretariat der
Bundesversammlung sind sie dann souverän zu einem
einzigen Antrag vereinigt worden. Ich bin dem Herrn
Präsidenten dankbar, dass er zugesichert hat, dass über
die beiden Ergänzungen nachher separat abgestimmt
werden solle. Ich kann mir nämlich denken, dass es
Ratsmitglieder gibt, die wohl bereit sind, den Zusatz
zum Artikel 49 zu akzeptieren, nicht aber denjenigen zu
Artikel 50 oder umgekehrt. Wir hatten dieses Bild auch
in der Kommission. Die Annahme wenigstens einer
Ergänzung wäre dann immer noch besser als gar keine.
Im Gegensatz zu dem, was Herr Bundesrat Tschudi
soeben ausgeführt hat, bin ich der Meinung, dass die
Einheit der Materie wenigstens mit dem Artikel 51
durchaus gewahrt bliebe, denn es handelt sich ja nur
um gewisse Ersatzzufügungen, die an die Stelle des
wegfallenden Artikels 51 treten sollen.

Ich äussere mich zuerst zum Artikel 49. Der erste
Absatz dieses Artikels lautet in der heutigen Fassung:
«Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist unverletzlich.»
Ich möchte diesem unbestrittenen Text noch einen zweiten
Satz mit folgendem Wortlaut anfügen: «Die Ausübung
dieser Freiheitsrechte findet ihre Schranke im Schutz

gleicher Rechte und Freiheiten jedes ändern und in der
Wahrung des öffentlichen Friedens.» Dieser Text ist
nicht von mir selber erfunden worden. Er ist aus den
Beratungen einer ökumenischen Studiengruppe hervor-
gegangen, die sich schon vor mehreren Jahren in Zürich
mit der Aufhebung der konfessionellen Ausnahmeartikel
befasst hat. Er ist im Vernchmlassungsvcrfahrcn sowohl
von der Evangelischen Volkspartci der Schweiz wie
auch von der Kirchensynode des Kantons Zürich
vorgeschlagen worden. Es handelt sich um keinen
eigentlichen Toleranzartikel, wie er von verschiedenen
Seiten gewünscht worden ist. Ich habe bereits in
meinem Eintretensvotum erklärt, dass die Kommissions-
minderheit nicht so weit gehen möchte. Toleranz ist
eine Gesinnung, die nach meiner Auffassung nicht
durch eine Verfassungsbestimmung erzwungen werden
kann. Was sich jedoch durch eine Verfassung regeln
lässt, ist der Kampf gegen offenbare und handgreifliche
Intoleranz. In diesem Sinne betrachten wir es als einen
Mangel in dem sonst ausgezeichneten Gutachten von
Professor Kägi, dass er auf der Suche nach Ersatzlösun-
gen für die zu tilgenden Ausnahmebestimmungen sich
zwar auch mit dem Artikel 50, nicht aber mit dem
grundlegenden Artikel 49 befasst hat. Für einen Staats-
rechtler mag es unter Umständen so sein, dass er den
Zusatz, den wir zum Absatz l vorschlagen, als überflüs-
sig betrachtet, weil er irgendwie im Sinn und Geist
unserer Bundesverfassung stillschweigend enthalten sei.
Anders sieht es für den Bürger aus, der seinen Stimm-
zettel ausfüllen muss. Ich bin überzeugt, dass vielen in
ihrer Meinung noch schwankenden Frauen und Män-
nern unseres Volkes der Entschluss zu einem Ja erleich-
tert würde, wenn der von der Minderheit I vorgeschla-
gene Text in die Verfassung hineinkäme. Die Schweiz
würde damit keineswegs etwas Ungewohntes tun. Eine
ähnliche Formulierung findet sich schon in der Um-
schreibung des Freiheitsbegriffs in der französischen
Menschenrechtserklärung von 1789 und ausserdem im
Artikel 2 des Grundgesetzes der Bundesrepublik
Deutschland.

Der Vollständigkeit halber erwähne ich noch, dass
die restlichen Absätze 2 bis 6 des Artikels 49 durch
unseren Antrag nicht tangiert werden. Sie würden
unverändert bestehen bleiben.

Ich begründe nun noch den Vorschlag zu einem
neuen Absatz 2bis zum Artikel 50 der Bundesverfas-
sung. Auch dieser Text entspringt nicht meiner eigenen
Erfindung, sondern er lehnt sich an eine Formulierung
an, die Professor Kägi selber in seinem Gutachten
vorgeschlagen hat. Damit sollte der Absatz 2 im bisheri-
gen Artikel 51 ersetzt werden, der bekanntlich lautet:
«Dieses Verbot» — also das Jesuiten-Verbot — «kann
durch Bundesbeschluss auch auf andere geistliche Or-
den ausgedehnt werden, deren Wirksamkeit staatsgc-
fährlich ist oder den Frieden der Konfessionen stört.»
Professor Kägi bezeichnet diese Bestimmung, also den
bisherigen Absatz 2 im Artikel 51, als den noch relativ
«rechtsstaatlichsten» Bestandteil des Jesuitenverbotes.
Er solle in den neuen Verfassungstext übernommen
werden, um festzuhalten, dass auch die Sanktion des
Verbotes in der Form eines Bundesbeschlusses weiter-
hin möglich sein werde. An Stelle der engen kulturkämp-
ferischen Sicht solle aber die rechtsstaatliche Objekti-
vierung treten, indem nicht nur die geistlichen Orden,
sondern jede Vereinigung oder Institution getroffen
werden könne, deren Wirksamkeit staatsgefährlich sei
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oder den religiösen Frieden störe. (Das ist nachzulesen
auf den Seiten 50 und 51 des Gutachtens Kägi.)

In unserem Minderheitsantrag haben wir darauf
verzichtet, namentlich auf Empfehlung des Kollegen
Meier, noch von der Störung der öffentlichen Ordnung
zu reden, was Herr Professor Kägi vorgesehen hatte,
um nicht den Verdacht zu erwecken, es solle durch
diese Hintertüre ganz allgemein eine Verschärfung der
Staatsschutzbestimmungen erreicht werden. Wir spre-
chen also im Gegensatz zum Vorschlag Kägi nur noch
von der Störung des religiösen Friedens.

Leider hat nun Professor Kägi in einem Nachtrag
zu seinem Gutachten seine Meinung entscheidend geän-
dert. Er lässt seinen Vorschlag für einen Ersatz für den
bisherigen Absatz 2 von Artikel 51 fallen und stimmt
der vom Bundesrat beantragten ersatzlosen Streichung
des Jesuitenverbotes zu. Damit haben allerdings ver-
schiedene Teilnehmer am Vernehmlassungsverfahren
einigen Grund, sich geprellt zu fühlen. Ihre zustimmen-
den Antworten zum Gutachten Kägi erfolgten in der
Annahme — ich weiss das auf alle Fälle aus den
Diskussionen in der Zürcher Kirchensynode und in
unserer Partei —, es komme anstelle der zu eliminieren-
den Artikel 51 und 52 etwas in die Bundesverfassung
hinein, was den konfessionellen Frieden bestmöglich
weiterhin garantieren werde. Nun tönt es aber plötzlich
anders, indem Herr Professor Kägi feststellt, dass die
bestehenden rechtlichen Handhaben eigentlich genü-
gen. Ich bin mit Herrn Bundesrat Tschudi natürlich
damit einverstanden, dass die Existenz der evangeli-
schen Kirche von ihrer Glaubensüberzeugung abhängt
und nicht von staatlichen Schutzbestimmungen. Aber es
geht ja hier um das, was Herr Kollege Schürch in den
Kommissionsberatungen als Schwimmgürtel bezeichnet
hat, den man dem Kind geben könnte, damit es in den
Wogen der Volksabstimmung nicht untergehe. Für
einen Staatsrechtler mag das wiederum so aussehen, wie
es jetzt Herr Professor Kägi in seinem Nachtrag
geschrieben hat. Die gleiche Auffassung ist denn auch
von Herrn Bundesrat Tschudi in der Kommission
vertreten worden, der auf den Absatz 2 des bisherigen
Artikels 50 hingewiesen hat. Nach diesem Absatz 2, der
ja bleiben würde, soll es sogar einem Kanton, nicht nur
dem Bund, freistehen, eine Vereinigung oder Institution
zu verbieten, welche den religiösen Frieden stört. Ob
das wirklich in Zukunft so wäre, kann ich als juristi-
scher Laie zu wenig beurteilen. Sicher kann heute ein
religiöser Orden, gestützt auf den bisherigen Verfas-
sungstext, nur durch einen Bundesbeschluss verboten
werden. Wenn es jedoch zutreffen sollte, dass dieses
Recht nach der Streichung des Artikels 51 in Zukunft
sogar den Kantonen zustehen würde, müsste ich das als
zu weitgehend betrachten. Es wäre dann ja auch
denkbar, dass eine Kantonsregierung beispielsweise die
Heilsarmee oder die Jesus-people-Bewegung verbieten
könnte, mit der Behauptung, sie störe durch ihr Auftre-
ten in der Oeffentlichkeit den religiösen Frieden. Ein so
schwerwiegender Eingriff in die Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit wie das Verbot einer religiösen Vereinigung
oder Institution sollte auf alle Fälle, wie bisher, nur
durch einen Beschluss der Bundesversammlung erfolgen
dürfen, schon um eine einheitliche Praxis für das ganze
Gebiet unseres Landes zu gewährleisten. Anderseits
darf diese Sanktionsmöglichkeit als äusserste Massnah-
me auch nicht einfach wegfallen. Sie soll aber von jeder
Spitze gegen die römisch-katholische Konfession befreit
und völlig objektiviert werden. Dieses Ziel wird mit den
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Vorschlägen der beiden Minderheiten I und 11 erreicht.
Zudem wird auch dieser Text in besonderem Masse
geeignet sein, den heute noch unschlüssigen Stimmbür-
gern ein Ja zu erleichtern. Ich bin persönlich bereit,
mich im Abstimmungskampf für die Aufhebung der
konfessionellen Ausnahmeartikel voll einzusetzen. Ich
kann es aber nur tun, wenn Sie mir und meinen
politischen und kirchlichen Gesinnungsfreunden etwas
mehr Munition liefern, als es der bundesrätliche Vor-
schlag tut.

Ich bitte Sie deshalb, den Minderheitsanträgen zu
den Artikeln 49 und 50 zuzustimmen.

Meier Kaspar, Berichterstatter der Minderheit II:
Die Minderheit II, die ich vertrete, unterbreitet Ihnen
einen Antrag für einen Bundesbeschluss über die Wah-
rung des konfessionellen Friedens und die Herstellung
der gleichen Rechte und Pflichten auf religiösem Ge-
biet. Dieser Antrag beinhaltet die sogenannte umfassen-
de «Flurbereinigung», von der im Gutachten von Pro-
fessor Kägi Seite 25 ff. die Rede ist.

Aeusserungen ausserhalb des Rates und Zuschriften
veranlassen mich noch zu einer persönlichen Bemer-
kung. Als liberaler Katholik und Luzerner interessieren
mich die konfessionellen Ausnahmebestimmungen in
besonderer Weise. Hätte ich im letzten Jahrhundert
gelebt, so wäre ich wohl im Schatten der beiden
grössten luzernischen Staatsmänner, des Liberalen
Dr. Kasimir Pfyffer und des Konservativen Dr. Philipp
Anton Segesser, ebenfalls gegen die Jesuitenberufung
nach Luzern eingetreten. Noch zu Beginn meiner
politischen Tätigkeit spielten konfessionelle Fragen bei
den heissen politischen Wahlkämpfen im Kanton Lu-
zern oft eine nicht geringe Rolle. Ich habe mich stets
für die Aufhebung der konfessionellen Ausnahmebe-
stimmungen ausgesprochen, und ich tue das auch heute
mit voller Ueberzeugung.

Mit dieser Feststellung schliesse ich jeden auch
nur leisesten Verdacht aus, dass ich mit dem Minder-
heitsantrag das gesteckte Ziel irgendwie gefährden
möchte. Im Gegenteil, der Antrag der Minderheit II
bietet meines Erachtens eine bedeutend grössere Chance
für die Annahme in der Volksabstimmung als eine
Vorlage nur auf Aufhebung des Jesuiten- und Kloster-
verbotes. Schon der Gutachter des Bundesrates, Herr
Prof. Dr. Werner Kägi, warnte vor einer allzu optimisti-
schen Beurteilung der Abstimmungssituation. Er wies
auf alte und tief eingewurzelte Urteile und Vorurteile
hin und machte darauf aufmerksam, dass für die
konfessionelle Situation immer noch eine gewisse Labi-
lität kennzeichnend sei. Auch in den Verhandlungen
des Ständerates wurde darauf hingewiesen, dass es noch
einer grossen Aufklärung bedürfe, um ein positives
Ergebnis der Volksabstimmung zu erreichen. In der
letzten Zeit haben sich die Gegner vermehrt zum Wort
gemeldet. Ein Aktionskomitee sagt der Verfassungsrevi-
sion den schärfsten Kampf an. Und im Gegensatz zum
Ständerat haben wir ja hier in unserem Haus bereits
einen Nichteintretensantrag zu entscheiden gehabt.

Der Minderheitsantrag II will einerseits den abstim-
mungspolitischen Bedenken Rechnung tragen. Ander-
seits entspricht er der Ueberzeugung, dass nur eine
umfassende Revision mit der Beseitigung aller konfes-
sionellen Ausnahmebestimmungen dem Gebot der
Rechtsgleichheit und der vollen Freiheit auf religiösem
Gebiet gerecht wird. Nach unserem Antrag soll die
Verfassungsrevision, wie im Ingress vorgeschlagen, un-
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ter der grossen Leitidee — Wahrung des Friedens und
Herstellung der gleichen Rechte und Freiheiten auf
religiösem Gebiet — stehen.

Zu diesem Problem der Generalbereinigung bemerkt
Professor Kägi in seinem Gutachten: «Ueber die Not-
wendigkeit und Wünschbarkeit einer ,umfassenden
Flurbereinigung' ist kein Wort zu verlieren. Sie ist nach
dem Kulturkampf allzu lange aufgeschoben worden.
Die ungelösten Probleme und der immer wieder auf den
verschiedensten Gebieten und in den verschiedensten
Formen auflebende Kleinkrieg haben nicht nur das
kirchliche Leben, sondern das öffentliche Leben über-
haupt stark belastet.» Auf Seite 26 fährt Kägi fort: «Die
umfassende Flurbereinigung ist als Idealpostulat und
Aufgabe auf lange Sicht unbestrittten. Sie muss als
Leitidee bei all den kleinern und grössern Schritten
(insbesondere in allen Partialrevisionen), die getan
werden sollen, vor Augen stehen.»

Leider kommt dann Professor Kägi auf Seite 27
seines Gutachtens zur resignierenden Feststellung, dass
es eine illusionäre Erwartung sein dürfte, wenn man
glaube, die heiss umstrittenen Probleme, insbesondere
die Revision der konfessionellen Ausnahmeartikel, wür-
den sich im Rahmen einer umfassenden Partialrevision
leichter lösen lassen. Der Bundesrat hat sich dieser
Meinung angeschlossen. Die Minderheit, die ich hier
vertrete, teilt die Bedenken nicht, und zwar zur Haupt-
sache aus folgenden Gründen:

Die heutige Zeit, und vor allem unsere Jugend,
verlangt nach klaren, eindeutigen politischen Lösungen.
Für Halbheiten, oder gar salamitaktisches Vorgehen,
fehlt vielerorts das Verständnis. Man will Sachfragen
erschöpfend und umfassend gelöst haben. Der Stimm-
bürger fühlt sich — nicht ganz zu Unrecht — des-
avouiert, wenn man ihm ein an sich zusammengehören-
des Problem nur bruchstückweise unterbreitet. Die nur
auf die Beseitigung des Jesuiten- und Klosterartikels
beschränkte Vorlage ist eine weniger gute Lösung als
die Gesamtbereinigung. Mit Recht weist der Bundesrat
in seiner Botschaft darauf hin, dass Ausnahmebestim-
mungen in der Bundesverfassung den Geboten unserer
Staatsidee und der Gerechtigkeit widersprechen. Die
Ausnahmebestimmungen sind aber auch politisch un-
zweckmässig geworden und nicht mehr praktikabel. —
Es wurde hier schon wiederholt ausgeführt, dass
das nicht nur für den Jesuiten- und Klosterartikel gilt,
sondern für alle diskriminierenden Verfassungsbestim-
mungen. Wenn wir tabula rasa machen wollen, dann
müssen wir nicht nur einen Teil, sondern alle Ausnah-
meartikel beseitigen.

In den Vernehmlassungen zum Gutachten von Pro-
fessor Kägi wurde verschiedentlich zum Ausdruck ge-
bracht, dass die Revision sich nicht nur auf die Artikel
51 und 52 der Bundesverfassung beziehen sollte, da sie
nicht die einzigen Ausnahmeartikel darstellen. Erwähnt
werden in der Botschaft die Kantone Zug, Basel-Stadt,
Baselland, Zürich und Luzern, ferner der Bund schwei-
zerischer Frauenvereine, der Israelitische Gemeinde-
bund, die Evangelische Volkspartei, die CVF, die Bi-
schofskonferenz, der Schweizerische Studentenverein
und andere Organisationen. Alle diese Organisationen,
Kantone und Verbände haben im Vernehmlassungsver-
fahren eine generelle Bereinigung vorgeschlagen.

Sie gestatten mir, dass ich zum Beispiel aus der
Vernehmlassung der Bischofskonferenz ganz kurz — es
sind 16 Seiten — einen Abschnitt zitiere. Die Bischofs-

konfercnz schreibt: «Die Bischöfe glauben, dass eine
Abstimmungsvorlage mit dieser Zielsetzung» also
mit der Zielsetzung auf Totalbcreinigung •-- «mehr
Aussicht auf Erfolg hat als eine Abstimmung nur über
die Aufhebung des Jesuiten- und Klosterartikcls, denn
es ist sicher der Wunsch des Schweizcrvolkes, dass alle
Menschenrechte und Grundfreihciten in der Schweiz
mindestens im gleichen Umfang gewährleistet sind, wie
in den übrigen Mitgliedstaaten des Europaratcs. Dieser
Gedanke muss unseres Erachtcns sowohl in der Bot-
schaft als auch im Abstimmungskampf unterstrichen
werden, wenn die Stimmbürger das Gewicht der Ab-
stimmungsfrage richtig in den Blick bekommen sollen.»

Die CVF, die sich ja auch sehr eingehend mit dieser
Frage befasst hat, schreibt u. a. in ihrer Vernehmlas-
sung — ich zitiere aus dem Heft 1/71 der «Schweizer
Rundschau»: «Im Zusammenhang mit der Aufhebung
der Artikel 51 und 52 Bundesverfassung stellt sich die
Frage, ob nicht die Zeit gekommen sei, gerade durch
diese Partialrevision das Problem der religiösen Frei-
heitsrechte einer Gesamtlösung zuzuführen. Wir wissen,
dass namentlich die junge Generation einer solchen
Lösung zugetan ist.» Ich bedaure, dass es den Anschein
macht, dass die CVF bereits heute, nach relativ kurzer
Zeit, nicht mehr zu ihrer Vernehmlassung steht.

Der Bund schweizerischer Frauenvercine, der sicher
auch ein gewisses Gehör bei der Bevölkerung hat,
bemerkt, dass viele teils sehr gewichtige Bedenken
gegen eine Partialrevision von nur Artikel 51 und 52
sprechen. Diese sei durch ihre Konzentration auf diese
eine Sache geeignet, alte Gräben aufzurcissen, schlafen-
de Ressentiments wieder aktiv werden zu lassen und die
religiösen Leidenschaften aufzuputschen. Die Frauen-
vereine, der Bund schweizerischer Frauenvercine, der
praktisch alle Organisationen in der Schweiz umfasst,
empfehlen deshalb eine weitergehende Revision als eine
solche, die sich nur auf Artikel 51 und 52 beschränkt.

Abstimmungspolitisch muss in Betracht gezogen
werden, dass mit dem Jesuiten- und Klosterartikel aus-
schliesslich Postulate der Katholiken zur Diskussion
gestellt werden. Dass dem so ist, hat Herr Bundesrat
Dr. Tschudi im Ständerat und in der Kommission
ausdrücklich bestätigt. Nach dem Gutachten von Pro-
fessor Schindler und einem Bericht der Eidgenössischen
Justizabteilung fallen protestantische Klöster oder klo-
sterähnliche Gebilde nicht unter das Klosterverbot. lis
wurde hier dargelegt, dass die Entstehungsgeschichte
dieser Ausnahmeartikel eigentlich weniger konfessionel-
len als politischen Ursprungs sei. Das möchte ich
durchaus bejahen. Aber heute haben diese Ausnahmcar-
tikel konfessionellen Charakter, und heute geht es
darum, hier einer konfessionellen Gruppe Recht zukom-
men zu lassen. Heute habe ich die Meinung, dass es
gefährlich und abstimmungspolitisch unglücklich ist,
wenn nur eine einzige konfessionelle Gruppe, der ich
übrigens angehöre, hier zur Diskussion gestellt wird.

Mit dem Vorschlag der Minderheit II wird das
Verfassungswerk auf eine breitere Ebene gestellt. Es
wird vom einseitigen katholischen Aspekt entlastet. Das
scheint mir ausserordentlich wichtig zu sein.

Im Ingress habe ich als Leitidee eine positive
Formulierung vorgeschlagen, mit der Minderheit II. Ein
positiver Appell an die Bürgerschaft ist besser als ein
negativer, wie Aufhebung einer Bestimmung, Aufhe-
bung des Jesuiten- und Klosterverbotes. Sicher werden
die Stimmbürger auf einen positiven Appell zur Bereini-
gung unserer konfessionellen Situation besser und akti-
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ver reagieren als nur auf den negativen Appell einer
Aufhebung von Ausnahmebestimmungen.

Um dieser Leitidee nun vermehrtes Gewicht zu
geben, hat die Minderheit II auch die Anträge der
Minderheit l, die Herr Sauser vorhin vertreten hat, voll
übernommen. Damit ergibt sich ein abgerundetes Bild,
eine Vorlage, die nun von allen Kreisen in der Bevölke-
rung viel überzeugender und viel besser vertreten wer-
den kann als nur eine Vorlage: Jesuitenartikel und
Klosterverbot.

Ich möchte hier darauf verzichten, die Gründe
darzulegen, die zu den Vorschlägen zu Artikel 49 und
50 geführt haben — Herr Sauser hat das sehr gut getan.
Dagegen seien noch einige Worte zu den übrigen
Bestimmungen des Minderheitsantrages II gestattet. —
Zum Bistumsartikel hat Herr Nationalrat Alfred Acker-
mann im September 1964 eine Motion eingereicht und
damals den ganzen Fragenkomplex in historischer,
religiöser und politischer Hinsicht erschöpfend erörtert.
Der Nationalrat hat sich damals ohne Gegenstimme der
Auffassung angeschlossen, dass der Genehmigungsvor-
behalt des Bundes für die Errichtung und Aenderung
von Bistümern eine konfessionelle Ausnahmebestim-
mung darstellt, die längst überholt ist und keinerlei
Berechtigung mehr besitzt. Der Bundesrat hat vor mehr
als acht Jahren die Motion Ackermann als Postulat
entgegengenommen, und zwar — wie es im Stenogra-
phischen Bulletin heisst — mit dem Auftrag, über die
anhängig gemachte Frage mit möglichster Beförderung
Bericht zu erstatten und Antrag zu stellen. Es sind jetzt
acht Jahre verflossen, seit dieses Postulat mit diesem
zusätzlichen Auftrag an den Bundesrat erheblich erklärt
wurde, und es hätte ausgereicht, auch zu diesem Artikel
nun einen Antrag zu stellen. Ich glaube, es ist heute
nicht mehr verfrüht, wenn diese überflüssige konfessio-
nelle Ausnahmebestimmung auch in das Paket einge-
baut wird. Es ist übrigens so, dass dieser Artikel gar
nicht gehandhabt wird. Bei der Schaffung des Bistums
des Tessin — also bei der Abtrennung vom Bistum
Basel und der Umwandlung in ein selbständiges Bistum
— wurde Artikel 50 Absatz 4 als nicht anwendbar
bezeichnet, und die Vorlage hatte gestützt auf Artikel 8
der Bundesverfassung die Form des Staatsvertrages.

Herr Kollega Binder hat den Bistumsartikel eben-
falls als überflüssig bezeichnet. Es ist interessant, dass
dieser Bistumsartikel während seiner ganzen Dauer
ausgerechnet nur einmal zur Anwendung kam, und
zwar nicht bei der römisch-katholischen, sondern bei
der christkatholischen Kirche, nämlich damals, als die
Christkatholiken (die Altkatholiken) ihr Bistum schaf-
fen wollten, musste die Genehmigung gemäss diesem
Bistumsartikel eingeholt werden. Der Artikel ist voll-
ständig überholt; er ist eine Ausnahmebestimmung, die
der Verfassung schlecht ansteht, und er muss deshalb
aufgehoben werden. Ein Vernehmlassungsverfahren
kann sich hier wirklich erübrigen, indem bei der
Vernehmlassung zum Gutachten Kägi verschiedene An-
gefragte ja bereits zu diesem Artikel Stellung genom-
men haben.

Auch zum Artikel 75 kann ich mich kurz halten.
Frau Kollega Sahlfeld hat hier dargelegt, dass diese
Diskriminierung eines ganzen Standes unserer Bevölke-
rung dem Gebot der Gerechtigkeit und der Rechts-
gleichheit widerspricht. Der Aufhebung der Bestim-
mung, wonach Geistliche nicht in den Nationalrat und
damit auch nicht in den Bundesrat gewählt werden
können, kommt grundsätzliche, dagegen weniger prakti-

sche Bedeutung zu. Diese Bestimmung betrifft in erster
Linie reformierte Theologen. Diese haben bei einer
Wahl in den Nationalrat auf die Ausübung ihrer
kirchlichen Tätigkeit zu verzichten. Als Mitglied der
Wahlprüfungskommission muss ich Ihnen sagen, dass es
mich beschämt hat, dass unsere Kollegin Frau Sahlfeld
der Kommission eine schriftliche Erklärung abgeben
musste, sie werde nun nach ihrer Wahl in den National-
rat sich nicht mehr in der Kirche betätigen, um dieses
Verbot zu beachten. Das ist einer modernen Demokra-
tie sicher nicht würdig, und dieses Verbot ist überfällig.
Die CVF hat übrigens dazu noch eine ganz interessante
Bemerkung gemacht; sie hat nämlich geschrieben: «Ob-
schön heute Geistliche in den Ständerat und praktisch
in sämtliche kantonalen Parlamente und in kommunale
Behörden wählbar sind, ist kaum zu erwarten, dass bei
Aufhebung dieser Bestimmung nun eine Invasion von
Geistlichen in den Nationalrat zu erwarten sei.» Ich
glaube das auch nicht. Es geht hier um eine Ausnahme-
bestimmung, die dem Rechtsstaat und der Religionsfrei-
heit und der Rechtsgleichheit widerspricht und nicht
mehr gerechtfertigt ist.

Das Schächtverbot haben wir ausgeklammert; es
wurde bereits dargelegt, dass es nicht ein reiner Aus-
nahmeartikel ist. Es enthält vor allem auch Anliegen
des Tierschutzes, und es ist nicht in diesem Sinn ein
konfessioneller Ausnahmeartikel, sondern wird beson-
ders von den Tierschutzkreisen als Tierschutzartikel
betrachtet. Es darf hier immerhin darauf hingewiesen
werden, dass mit Ausnahme von Norwegen praktisch
kein einziger Staat eine solche Bestimmung in seinem
Verfassungsgrundgesetz hat. Was in Artikel 25bis des
Schächtverbotes enthalten ist, gehört nicht in die Bun-
desverfassung, sondern in ein Tierschutzgesetz. Darüber
sind sich auch die Tierschutzkreise durchaus einig, die
in einer Vernehmlassung über das sogenannte Schächt-
verbot diese Auffassung vertreten. Es kann — wie es
nun die Kommission mit einer Motion vorschlägt —
ersetzt werden durch einen Tierschutzartikel. Auch hier
möchte ich immerhin darauf hinweisen, dass eine ganze
Reihe von Vernehmlassungen im Zuge der Bereinigung
auf diese Bestimmung hingewiesen haben, um auch die-
se Diskriminierung der jüdischen Konfession in der
Verfassung — sie betrachtet es als solche — zu
entfernen, und dass ein Problem, das Tierschutzfragen
berührt, auch im Tierschutzartikel erledigt wird. In
diesem Sinn möchte ich Ihnen die Motion der Kommis-
sion empfehlen.

Ich bedaure, dass ich noch einige Worte zum
Problem der Einheit der Materie äussern muss. Die
Minderheit II ist der Auffassung, dass die Einheit der
Materie besser gewahrt ist, wenn der Bundesbeschluss
unter die umfassende Leitidee — konfessioneller Frie-
den, gleiche Rechte und Freiheiten auf religiösem Ge-
biet — gestellt wird.

Zunächst ist in rechtlicher Beziehung festzustellen,
dass Artikel 121 Absatz 3 den Grundsatz der Einheit
der Materie nur für Volksinitiativen festlegt. Es ist
allerdings bisher in der Rechtslehre weitgehend unbe-
stritten geblieben, dass dieser Grundsatz auch für
Verfassungsvorlagen der Bundesversammlung gelten
soll. Herr Prof. Dr. Giacometti, mein hochgeschätz-
ter Rechtslehrer an der Universität Zürich, hat sich sehr
leidenschaftlich für das Postulat der Einheit der Mate-
rie eingesetzt. In seiner Abhandlung in der «Schweizeri-
schen Juristenzeitung» (Band 32 S. 93) «Die Einheit der
Materie als formelle Voraussetzung der Volksanregung
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auf Partialrcvision der Bundesverfassung und die Kri-
seninitiative» hat Herr Dr. Giacometti zu diesem Pro-
blem sehr eingehend Stellung genommen. Es ist aber
interessant, dass die ganze Abhandlung sich immer nur
auf Volksinitiativen bezieht. Das Prinzip der Einheit
der Materie soll nach Giacometti eine Schranke gegen
missbräuchliche Geltendmachung des Initiativrechtes
bilden. Er schreibt, dass die Initianten durch geschickte
Formulierungen das Ergebnis der Unterschriftensamm-
lung sowie das Resultat der Abstimmung in ihrem
Sinne stark beeinflussen können. Damit könnte der
Volkswille verfälscht, ja unter Umständen sogar gefähr-
det werden. Nach Professor Giacometti ist die Einheit
der Materie dann gewahrt, wenn ein innerer Zusam-
menhang zwischen den Bestandteilen einer Vorlage
besteht.

Wenn man die Praxis der Bundesversammlung über-
prüft, so kann man feststellen, dass das Prinzip der
Einheit der Materie nicht streng gehandhabt wurde. Ich
verweise auf die Ausführungen in der Dissertation von
Dr. Manfred Kühn über das Prinzip der Einheit der
Materie. Es lässt sich — wie das auch im Ständerat
zum Ausdruck gekommen ist — eine grosse Anzahl von
Fällen zitieren, bei denen die Bundesversammlung
Volksinitiativen als gültig anerkannt hat, bei denen eine
Reihe verschiedenster Fragen gekoppelt war. Es wurde
gestern erklärt, es sei überhaupt noch nie vorgekom-
men, dass die Bundesversammlung eine Initiative ungül-
tig erklärt habe, weil die Einheit der Materie nicht
gewahrt gewesen sei. Ich verweise hier auf die Auslän-
derinitiative vom Jahre 1920, die einerseits die Neurege-
lung der Einbürgerung und anderseits fremdenpolizeili-
che Vorschriften enthielt, dann die Kriseninitiative,
dann eine Initiative aus dem Jahre 1940, welche die
Erhöhung der Mitgliederzahl des Bundesrates enthielt
und zugleich auch noch die Volkswahl in einer einzigen
Frage.

In den Vorlagen der Bundesversammlung hat man
sehr oft dieser Einheit der Materie überhaupt keine
Beachtung geschenkt. Ich verweise auf die Wirtschafts-
artikel, dann auf die Finanzbeschlüsse; wer einem
Finanzbeschluss zustimmen wollte, der musste die
Wehrsteuer, die Warenumsatzsteuer und die Biersteuer,
die Verrechnungssteuer und so weiter, d. h. das ganze
Paket annehmen oder ablehnen. Das gleiche galt bei der
Eigentumsgarantie und bei der Raumplanung. Die Min-
derheit vertritt die Auffassung, dass die Einheit (wenn
sie schon gelten soll) besser gewahrt ist, wenn wir ein
gesamtes Paket, als wenn wir nur zwei Artikel haben.

Die von der Minderheit II vorgeschlagene General-
lösung verfolgt ein hohes politisches Ziel. Es soll
bewirkt werden, dass in der kommenden Volksabstim-
mung nicht nur, oder wenn möglich überhaupt nicht in
erster Linie, ein kleinliches Feilschen um Jesuitenartikel
und Klosterverbot, um katholisch oder nichtkatholisch
stattfindet. Vielmehr sollen die Fragen der Gerechtig-
keit, der Rechtsstaatlichkeit, der Volksrechte in den
Vordergrund gestellt werden. Wir hoffen zuversichtlich,
dass mit einer Gesamtlösung die konfessionelle Situa-
tion eher entspannt wird, wie das die Bischöfe, wie
das die CVF erwarten, und dass in weitesten Kreisen
von Bürgern aller Konfessionen Verständnis dafür
besteht, dass heute der Zeitpunkt für die Gewährung
gleicher Rechte und gleicher Pflichten für alle gekom-
men ist.

Ich empfehle Ihnen, den Anträgen der Kommis-
sionsminderheit II zuzustimmen.

Präsident: Wir werden die Diskussion um die Min-
dcrheitsantriigc I und M gemeinsam führen.

Frau Sahlfeld: Als Mitunterzeichncrin des Minder-
heitsantrages II, welcher einen Bundesbcschluss zur
Herstellung der gleichen Rechte und Freiheiten auf
religiösem Gebiet vorschlägt, möchte ich doch noch
einige Erläuterungen zu Artikel 75 anbringen. Ich
bedaure zwar, dass wir über eine Selbstverständlichkeit
hier noch so lange reden müssen. Aber vielleicht kann
ich einige Missvcrständnisse klären und aus dem Wege
räumen.

Wie bereits gesagt, haben wir in der Vernchmlas-
sung zur Totalrevision der Bundesverfassung keine
einzige Stimme gefunden, die sich für eine Beibehaltung
des jetzigen Wortlauts von Artikel 75 ausgesprochen
hätte. Die Frage dreht sich also nur darum: Wollen wir
jetzt aufräumen oder auf irgendwann warten? Ich
möchte ganz kurz einen Blick auf die Geschichte dieses
Artikels werfen. Das Verbot der Wählbarkeit von
Geistlichen in den Nationalrat tauchte 1848 als Artikel
64 Absatz l in der Bundesverfassung auf und war dann
bis 1873 sehr umstritten. So hat der Nationalrat der
Einschränkung erst wieder im Differenzbcrcinigungs-
verfahren mit dem Ständcrat zugestimmt, und die
damaligen Debatten lassen klar erkennen, dass man sich
von dieser Einschränkung vor allem eine Eindämmung
des Einflusses der Kirche als Institution, als angeblich
einer dem Staate gegenüberstehenden Macht, erwartete.
Man wollte die Kirche treffen, in ihren Dienern
allerdings, und man meinte gar nicht so sehr die
Geistlichen als Personen. Sie sehen also, dass Artikel 75
aus der gleichen Geisteshaltung heraus entstanden ist
und im Grunde genommen die gleiche Zielset/.ung
hatte wie die Artikel 51 und 52.

Obwohl sich Artikel 75 der Intention nach vor allem
gegen die katholische Kirche wendet, wurde er stets
auch gegen protestantische Geistliche angewandt, und
zwar sehr konsequent. Hierbei stiess man allerdings
schon bald auf die Schwierigkeit, dass es eben nach
protestantischem Kirchenrccht einen geistlichen Stand
überhaupt nicht gibt, denn die reformierte Kirche lehrt
bekanntlich das allgemeine Priestcrtum der Gläubigen
und lehnt eine Unterscheidung in weltlich und geistlich
ab. Daher wurde dann der Artikel auch ausgelegt im
Sinne der Einschränkung der Unvereinbarkeit und
wurde bei den Protestanten auf amtierende Pfarrer
eingeschränkt. Hier kommen wir zu der Rcchtsunglcich-
heit, dass ein protestantischer Pfarrer zwar im National-
rat einziehen kann, wenn er auf die Ausübung seines
Berufes und damit natürlich auf seinen Lohn verzichtet;
hingegen kann sich ein katholischer Geistlicher keines-
falls in den Nationalrat wählen lassen, weil der geistli-
che Stand durch Niederlcgung eines kirchlichen Amtes
nicht aufgehoben wird. Denn wer einmal zum Priester
geweiht ist, bleibt es bis an sein Lebensende. Herr
Kollege Meier hat ja bereits gesagt, dass keine Invasion
von Geistlichen zu befürchten ist; denn die katholische
Kirche regelt das in ihrem Kirchcnrecht und untersagt
ihren Geistlichen die Uebernahme eines Parlaments-
mandats, wobei allerdings Dispcnsationcn möglich sind.
Aber bitte, das ist Kirchenrccht und sollte uns doch
nicht hindern, im politischen Recht endlich Rechts-
gleichheit zu schaffen.

Und, lieber Herr Bundesrat, wenn Sie im Ständcrat
die Meinung vertreten haben, dass zuerst das Frauen-
stimm- und -Wahlrecht hätte eingeführt werden müssen,
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weil durch dessen Fehlen ein grösserer Volksteil als
durch die Artikel 51 und 52 diskriminiert werde, dann
war das sicher recht. Aber wenn man schon so
argumentiert, dann kann man jetzt eigentlich nicht die
Artikel 51 und 52 aufheben und Artikel 75 stehen
lassen; denn durch den Artikel 51 werden, wie immer
betont wird, in der Schweiz etwa 90 Jesuiten betroffen,
demgegenüber gibt es aber schätzungsweise mindestens
4000 bis 5000 Personen, die durch Artikel 75 in einem
politischen Grundrecht betroffen werden. Ich glaube,
auch diese Zahlen sprechen.

Zudem meinte der Bundesrat im Jahre 1921, nach-
dem zwei Motionen zu Artikel 75 überwiesen worden
waren, das Volk würde es nicht verstehen, wenn um
einer Einzelfrage willen der ganze Abstimmungsapparat
in Bewegung gesetzt würde. Heute haben wir es mit
einer Vorlage mit zwei Artikeln zu tun und dabei wird
eher gegenteilig argumentiert. Und wer garantiert uns,
ob nicht die jetzigen Motionen, die die Kommission
einreichen wird, das gleiche Schicksal erleben werden
wie die Motionen aus dem Jahre 1919, oder wie die
Motion von Moos, oder wie die Motion Ackermann aus
dem Jahre 1964? Und wer garantiert uns, ob man nicht
in einigen Jahren wieder argumentieren wird, wie 1921,
das Volk verstehe es nicht, wenn um Einzelfragen
willen der ganze Abstimmungsapparat in Bewegung
gesetzt wird?

So scheint es denn, dass eben die Rechtsgleichheit
auf «irgendwann» aufgeschoben wird. Denn Sie können
es drehen und wenden wie Sie wollen, eine Einschrän-
kung im passiven Wahlrecht bedeutet natürlich Rechts-
ungleichheit.

Als Nichtjuristin, aber doch immerhin als historisch
Interessierte wundere ich mich ganz nebenbei, dass die
Einheit der Materie bei Artikel 51 und 52 gegeben sein
soll, hingegen bei einer Erweiterung auf Artikel 75
plötzlich nicht mehr. Ich betone nochmals: Ich oppo-
niere keineswegs der Aufhebung von Artikel 51 und 52.
Ich werde mich dafür einsetzen. Aber ich bin nach wie
vor der Ucberzeugung, dass wir mit einer Erweiterung
der Vorlage vor allem auch Befürworter der Vorlage
gewinnen werden und dass wir gar nicht so viele
Gegner finden werden, wie hier in diesem Rat befürch-
tet wird.

Schalcher: Ich bin nur für eine Aufhebung der
beiden Artikel Bundesverfassung 51 und 52, wenn dafür
ein wirksamer Toleranzartikel eingetauscht werden
kann, wie ihn ja auch Professor Kägi in offensichtlich
richtiger Einschätzung der Situation im Volk vorschlug.
Nun soll der Vorschlag der Minderheit I einen solchen
wenigstens ansatzweise darstellen. Er ist allerdings kein
Muster, denn Wendungen wie «jedes Ändern» sind in
einer Verfassung nicht gerade schön. Der Sache näher
käme der Vorschlag der Zürcher Frauenzentrale.
Schade, dass diese Eingabe nicht schon der Kommis-
sion vorlag, damit hätte versucht werden können, auch
jene durchaus guten Gedanken einzubauen. Mangels
etwas Besserem stimme ich dem Vorschlag der Minder-
heit I zu.

Was die Minderheit II anbelangt, würde ich heute
keine Eskalation der Forderungen vornehmen. Ich wür-
de jetzt einmal sehen, ob es möglich ist, die beiden jetzt
zur Diskussion stehenden Artikel durch einen tragbaren
Toleranzartikel zu ersetzen, hernach kann man weiter-
sehen. — Als absolutes Minimum — wenn kein To-
leranzartikel durchgehen sollte — bezeichne ich den

Vorschlag der Minderheit III, dass zwei Abstimmungs-
pakete gemacht werden. Wenn man die Artikel aller-
dings, wenigstens in der deutschen Schweiz, durchfallen
lassen wollte, dann müsste man ein Paket machen. Ich
möchte aber nicht so weit gehen. Ich bin der Meinung,
dass, wenn es gelänge, einen tragbaren Toleranzartikel
durchzubringen, wir mehr hätten als mit diesen beiden
Artikeln. Aber ein Toleranzartikel ist in der heutigen
Landschaft leider nötig, ich erinnere nur an unser
Juraproblem und an Nordirland. Wenn kein Toleranz-
artikel durchgehen sollte, werde ich gegen die Aufhe-
bung der beiden Artikel stimmen.

M. Villard: Je combats la proposition de la minorité
I à l'alinéa 2bis, car la formule proposée ne me paraît
pas heureuse. Je vais essayer d'en donner les raisons. Il
semble qu'on veuille supprimer, enfin, une interdiction
qui devrait l'être depuis longtemps, tout en essayant
d'en introduire une autre subrepticement. Ce serait
regrettable. Quelle est cette paix religieuse dont il est
fait mention? Je m'excuse; je ne voudrais choquer
personne, surtout à notre époque où les Eglises sont en
marche et prennent conscience de leurs responsabilités
dans la vie sociale et ne prêchent plus une sorte de
projection dans l'au-delà, ce que Lénine appelait une
eau-de-vie spirituelle. J'exprime mon sentiment comme
je l'ai d'ailleurs fait dans le cadre des discussions de la
commission. Cette paix religieuse pourrait être et fut au
cours de l'histoire, hélas! la paix des dogmes, la paix
des rituels qu'on imposait; les dogmes, les rituels ne
sont pas toujours la condition véritable d'une vie
spirituelle intense. Cette paix religieuse pourrait être
une sorte de paix de l'immobilisme, une paix qui ne
ferait pas naître l'interrogation, le doute nécessaire à la
recherche de la vérité. Je citerai un écrivain français:
«Croyez ceux qui cherchent la vérité, doutez de ceux
qui la trouvent.» Je dis cela encore une fois sans
mépriser nullement ceux qui ont une belle foi enfantine.
Mais je crois que cette recherche permanente de la
vérité est une attitude saine qui doit être celle d'un
adulte.

Il est nécessaire de pouvoir penser indépendamment
de toute autorité, dit le philosophe Krishnamurti, et
indépendamment de toute autorité veut aussi dire
indépendamment des religions organisées. Il peut même
arriver qu'il faille lutter contre certaines prétendues
vérités solidement établies, officialisées même. Vous
savez qu'on a même voulu imposer à la population de
notre pays une sorte de Bible d'Etat en matière de
défense totale (je m'excuse de cette parenthèse qui ne
plaira pas à d'aucuns). Dans le domaine de la paix
religieuse, un grand nombre de problèmes peuvent se
poser. Vous connaissez l'affaire de Seelisberg, où devait
être établi le siège de l'association pour la méditation
transcendantale. Dans un pays où règne vraiment la
liberté de croyance, une telle association devrait pou-
voir déployer son activité. Nous ne savons pas si ce
qu'elle se propose de nous apporter sera utile, peut-être
même quelque chose d'utile à la paix du monde. En
tout cas, ceux qui lisent des philosophes tels que
Krishnamurti, par exemple (que je ne veux pas rappro-
cher de cette association, car sa pensée domine quelque
peu les philosophies et les religions), acquièrent une
sorte de paix intérieure qui est plus qu'une paix
religieuse, une paix spirituelle dans l'immobilisme, car elle
les incite à agir pour le bien du prochain et pour la paix
du monde.
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On a dit de la proposition de minorité qu'il s'agit
d'un article de tolérance. Je m'oppose à une telle
formule, car ce mot «tolérance» n'est pas très beau... Il
faudrait qu'il corresponde à quelque chose de concret,
de vécu. Il ne suffit pas de l'inscrire dans la constitu-
tion pour qu'elle se réalise dans les faits. La constitu-
tion comporte du reste déjà des dispositions applicables
dans les cas extrêmes, qui peuvent toujours survenir, je
vous l'accorde.

Mon intention n'était ni de choquer, ni d'apporter la
confusion. La véritable paix religieuse, au sens où je
l'entends avec certains philosophes d'Orient, est cet état
de tranquillité de l'âme et de l'être tout entier, dans
lequel se trouve au «fond des fonds» la réalité: Dieu.

Frau Meier Josi: Ich möchte Ihnen empfehlen, die
Neuformulierungen der Minderheitsanträge I und II zu
verwerfen, soweit sie einen Hinweis auf Schranken und
eine ausschliessliche Bundeszuständigkeit für Verbote
bestimmter Vereinigungen in die Verfassung aufnehmen
wollen.

Der Hinweis, wonach Freiheitsrechte Schranken
hätten, drückt vorerst einmal eine Selbstverständlichkeit
aus. Jede Freiheit wird durch die gleiche Freiheit des
Nächsten begrenzt und darf nicht zur Störung der
öffentlichen Ordnung führen. Unsere Verfassung ist in
der Formulierung von Selbstverständlichkeiten immer
sehr sparsam gewesen. Wir dürfen auch weiterhin auf
solche Formulierungen verzichten. Ein derart allgemei-
ner Satz würde allenfalls an der Spitze eines Kataloges
von Grundrechten seinen Platz haben, ähnlich wie das
etwa in Artikel 2 der bundesdeutschen Verfassung
geschieht. Hier wird uns aber die Wendung vorgeschla-
gen: «Diese Freiheitsrechte haben ihre Schranken...»
Damit wird sogar der irrige Eindruck erweckt, nur bei
diesem Grundrecht seien solche Schranken zu ziehen,
nicht bei den ändern. Dieser Eindruck ist zu vermeiden.

Allgemeinen Erklärungen sind an sich Hinweise bei
den einzelnen Freiheitsrechten vorzuziehen, welche
ganz konkrete Schranken ziehen. Die für uns wirklich
wichtige Schranke für das Grundrecht der Glaubens-
und Gewissensfreiheit liegt übrigens weniger im glei-
chen Recht des Nächsten als in der in Artikel 49
Absatz 5 enthaltenen Abgrenzung durch die Bürger-
pflichten.

Ich komme zur Ergänzung von Artikel 50. Im
Nachtrag zu seinem Gutachten III hat Professor Kägi
selbst ausgeführt, er halte nach erneuter Ueberlegung
die ersatzfreie Streichung der Artikel 51 und 52 für die
zweckmässigste Lösung. Ersatzvorschläge würden nur
zur Verwirrung, nicht zur Klärung beitragen. Genau
das hat sich auch in der Diskussion der Kommission
gezeigt. Gerade dieser Ersatzvorschlag führte zu völlig
gegensätzlichen Interpretationen. Persönlich bin ich der
Meinung, dass die Kantone heute schon gestützt auf
Artikel 50 Absatz 2 alle notwendigen Massnahmen
treffen können, die zum Schütze der öffentlichen
Ordnung und des religiösen Friedens auf ihrem Gebiet
nötig sind. Bei ersatzloser Streichung bleibt es bei einer
föderativen Regelung gemäss Artikel 50 Absatz 2,
während der Vorschlag von Kollega Sauser eine Ver-
schiebung der Kompetenzen zugunsten des Zentral-
staates bringt. Das ist nicht bloss im Interesse der
Kantone unerwünscht, sondern auch im Interesse des
einzelnen Bürgers, der von solchen Verboten betroffen
werden könnte. Ihm stehen nämlich bedeutend mehr
Rechtsmittel zur Verfügung, wenn er sich gegen eine

kantonale Massnahmc wenden kann, als wenn er von
einem Bundesbeschluss betroffen wird.

Gestatten Sie mir noch kurz, die Zitationcn von
Kollega Kaspar Meier etwas zu ergänzen. — In Klam-
mern möchte ich heute sagen, dass Sie Ihre helle
Freude gehabt hätten, wenn Sie uns gestern beieinander
beim Herrn Pfarrer gesehen hätten, wo wir Nachkom-
men ehemaliger Gegner in der Jesuitenfragc, Liberale,
oder Konservative oder was sie immer waren, heute
ohne weiteres miteinander den gleichen Wein trinken
können. — Die CVF ist nicht etwa von ihrer bisherigen
Auffassung abgegangen, wonach nicht bloss Artikel 5l
und 52 zu streichen sind, sondern eine allgemeine
Flurbereinigung der Ausnahmebestimmungen anzustre-
ben sei. Sie hat in ihrer Vcrnehmlassung zu der
vorliegenden Revision unter anderem ausdrücklich ge-
schrieben, dass es Sache der politischen Behörde sei zu
entscheiden, welcher Weg am sichersten zur Aufhebung
der konfessionellen Ausnahmeartikel der Bundesverfas-
sung führe. Sie hat übrigens, als sie die beiden heute
vorgeschlagenen Lösungen erwog, gesagt, sie könne sich
beiden Lösungsmöglichkeiten anschliesscn, ihre
Vorschläge seien als Alternativen zu werten, aber
möglicherweise könne das gesamte Ausnahmcrccht der
Bundesverfassung nur nach und nach, in kleinen Schrit-
ten und unter immerwährendem Ringen um den jeweili-
gen Konsens von Volk und Ständen ausgemerzt werden.
Das ist wahrscheinlich Herrn Kollege Kaspar Meier
entgangen. Ich halte ihm hier gerne noch ein Exemplar
bereit.

Heute, auch nach der jüngsten Diskussion, glauben
wir, dass die Politik der kleinen Schritte schneller zum
Ziele führt. Wir sind also mit Herrn Kollege Kaspar
Meier über das Ziel völlig einig, beurteilen höchstens
den einzuschlagenden Weg, gestützt auf die Beurteilung
der heutigen Lage, etwas verschieden.

Eine letzte Bemerkung: Ein Toleranzartikcl ist uns
hier von niemandem vorgeschlagen worden. Er wurde
uns auch von Herrn Professor Kägi und auch von
Herrn Kollege Schalcher nicht vorgeschlagen. Herr
Professor Kägi hat im Gegenteil darauf hingewiesen,
dass ein solcher Artikel nutzlos wäre, weil eben Tole-
ranz nicht erzwingbar sei. Hingegen kann Toleranz
ausgeübt werden vor allem dadurch — und damit
verbinde ich meine persönliche Bitte an Sie —, dass
jeder von uns das Schlusscrgebnis der heutigen Bera-
tung in der Volksabstimmung positiv vertritt, auch
dann, wenn es nicht in allen Teilen seinen eigenen
Vorstellungen entspricht.

M. Chevallaz, rapporteur: Les modifications que les
minorités I et II proposent aux articles 49 et 50 ont
pour but de définir, s'il est possible, les limites de la
liberté de conscience et de croyance. Politiquement,
elles devraient apporter aux esprits qui sont encore
tourmentés d'une inquiétude sourde et d'ailleurs vague
à l'égard de la Société de Jésus une sorte de compensa-
tion à l'abrogation des articles 51 et 52.

Quant aux limites nécessaires à la liberté de cons-
cience et de croyance, nous rappellerons — nous
l'avons dit hier — d'abord qu'elles vont de soi, dans la
doctrine et dans la pratique, que toute liberté indivi-
duelle a inévitablement pour limite le droit, la possibili-
té d'autrui de jouir de sa propre liberté. La constitution
prévoit d'ailleurs en maints endroits ces limitations et
les moyens de les faire respecter. L'article 2 de la
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constituiton, d'une manière générale, définit la mission
fédérale de maintenir la tranquillité et l'ordre à l'inté-
rieur, de protéger la liberté et les droits des Confédérés.
Les articles 49 (liberté de conscience et de croyance) et
50 (libre exercice des cultes) précisent en leurs dix
alinéas de multiples conditions de ces libertés d'une
manière suffisante. Par exemple, en déclarant que «les
cantons et la Confédération peuvent prendre des me-
sures nécessaires pour le maintien de l'ordre public et
de la paix entre les membres des diverses communautés
religieuses, ainsi que les empiétements des autorités
ecclésiastiques sur les droits des citoyens et de l'Etat»
— il s'agit du 2e alinéa de l'article 50 — on donne aux
cantons mais aussi à la Confédération toute faculté
d'agir à rencontre d'une association ou d'une institu-
tion, pour reprendre les termes de la minorité, qui
trouble de manière durable la paix religieuse. Prévoir,
comme le proposent les deux minorités, que l'interdic-
tion d'une telle association ou d'une telle institution
peut être prononcée par arrêté fédéral n'appelle dans
l'efficacité pratique aucune sécurité supplémentaire et,
par ailleurs, dépouille les cantons de leurs prérogatives.
C'est donc apporter, sans utilité, sans nécessité, un
supplément de méfiance à une revision qui veut précisé-
ment se justifier de la confiance mutuelle qu'entre bons
Confédérés nous entendons confirmer.

Quant à la compensation que ces dispositions —
qu'on a dites de tolérance ou de sauvegarde de la paix
religieuse — apporteraient aux protestants, disons
d'abord que les protestants n'en ont pas besoin pour la
bonne raison qu'aucune disposition constitutionnelle ne
limite expressément, sauf les réserves générales d'ordre
public, leur liberté de conscience, de culte et d'organisa-
tion ecclésiastique, ni pour les Eglises officielles, ni
pour les congrégations particulières. Au surplus, les
protestants doivent avoir en leurs convictions une
conscience assez forte pour se passer de restrictions
aujourd'hui dépassées sans justification et sans effet qui
frappent, sur le papier —• je le veux bien — surtout
l'Eglise catholique. La tolérance ou, mieux, la compré-
hension mutuelle n'est pas un article de loi, mais la
crainte n'est pas un article de foi.

Le professeur Kägi lui-même a retiré, après ample
méditation, son article sur la tolérance et nous vous
invitons à rejeter les propositions de la minorité I et de
la minorité II sur la modification de ces articles 49, 1er
alinéa, et 50, alinéa 2bis. Et nous souhaitons surtout —
nous le disons à ceux qui ont pris la parole tout à
l'heure — que les défenseurs de ces amendements ne
fassent pas de leurs propositions la condition de leur
appui à une revision constitutionnelle qui est tout
simplement une mesure d'équité générale.

A l'article 75, qui réserve l'accès de notre assemblée
aux seuls laïcs, Mme Sahlfeld et M. Meier ont eu
raison de signaler une discrimination qui, en droit
absolu, est critiquable. Je constate aussi, soit dit en
passant, que d'autres citoyens, les fonctionnaires fédé-
raux, sont frappés du même empêchement. Je constate
aussi que parfois il y a des accommodements avec le
Ciel dont bénéficient, comme Mme Sahlfeld l'expliquait
tout à l'heure, exclusivement les pasteurs protestants et
dont les prêtres catholiques, sacerdotes in aeternum, ne
peuvent bénéficier. Il y a donc incontestablement une
inégalité.

Permettez-moi ici une parenthèse très personnelle.
Je ne pense pas qu'il soit dans l'intérêt très direct des
Eglises que les titulaires de paroisse s'engagent dans la

lutte politique directe et dans la mêlée des partis. Mais
c'est une affaire intérieure aux Eglises, c'est leur droit.
Je sais bien que certains ne s'en offusquent pas et que,
par exemple, dans d'autres pays que le nôtre et qui
passent pourtant pour très intolérants, des ecclésiasti-
ques siègent dans des assemblées. Ainsi, le patriarche de
l'Eglise orthodoxe autocéphale de Roumanie siège à
l'Assemblée nationale de ce pays. Mais il est vrai que le
système électoral en vigueur en ces lieux doit lui assurer
une élection non contestée, qui ne trouble ni la paix
religieuse, ni la paix politique et la durée des sessions
de cette assemblée n'est sans doute pas telle qu'elle
nuise à l'exercice des responsabilités épiscopales.

Toutefois, même si Mme Sahlfeld et M. Meier ont
raison en droit, je pense qu'il convient de suivre la
procédure de la motion — des consultations préalables
— plutôt que de trancher le problème par une décision
abrupte, pour ne pas dire improvisée, de notre part.
Nous proposons dans ce cas aussi de repousser les
propositions de la minorité II et d'accepter la motion de
la commission.

Quant aux évêchés, nous sommes d'accord sur le
fond avec les thèses de la minorité II. A ce propos,
nous devons corriger une erreur que nous avons com-
mise hier. L'autorisation de créer de nouveaux évêchés
ne frappe pas tellement, ou pas seulement, l'Eglise
catholique romaine que l'ensemble des Eglises qui ont
un système épiscopal. Et même, dans la pratique,
l'institution d'un évêché catholique romain ou la délimi-
tation d'un diocèse sont établies par des concordats
liant le Saint-Siège et un ou plusieurs cantons. Ces
concordats eux-mêmes relèvent, d'après les articles 9 et
10 de la constitution, de l'examen du Conseil fédéral, le
cas échéant d'une approbation par les Chambres. L'arti-
cle 50, 4e alinéa, ne touche donc l'Eglise catholi-
que romaine qu'à titre éventuel puisqu'on règle générale
ce problème des évêchés est réglé par concordat. Une
des craintes quant à l'abrogation pure et simple de ce
4e alinéa de l'article 50, ou de toute disposition en la
matière, serait que certaines parties de notre pays ne
soient, comme ce fut le cas à certaine époque, incorpo-
rées à un diocèse étranger. Là encore, ce problème fort
intéressant et judicieusement soulevé en son temps par
notre collègue M. Alfred Ackermann est complexe. Il
convient qu'il soit étudié plus précisément avec les
cantons directement intéressés et souverains avant que
les Chambres ne soient saisies d'une proposition. D'où,
là encore, notre motion, motion de la commission, et
l'invitation de la majorité de cette commission à
repousser les propositions de la minorité II. De surcroît,
les propositions des minorités I et II ajoutent quelques
dispositions que je considère malgré tout comme des
dispositions de détail, utiles sans doute, dans le sens
d'un traitement d'égalité. Mais, il s'en faut, elles ne
réforment pas dans l'ensemble — ce serait d'ailleurs
une besogne d'une autre ampleur — les rapports entre
les Eglises et l'Etat. Est-ce d'ailleurs aujourd'hui une
besogne nécessaire et n'est-elle pas peut-être un peu
périlleuse? Quoi qu'il en soit, revision partielle pour
revision partielle, nous préférons la proposition limitée
et précise du Conseil fédéral à un bateau un peu trop
chargé d'accessoires.

Hofmann, Berichterstatter der Mehrheit: Ich äussere
mich zunächst zu Artikel 49 Absatz l und Artikel 50
Absatz 2bis (neu), wie er von den Minderheiten I und
11 beantragt wird.
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Sachlich sind wir uns sicher fast alle darin einig,
dass in unserem Lande Toleranz herrschen soll, weil sie
eine grundsätzliche Voraussetzung unserer gegensatzrei-
chcn Gesellschaft ist, sprachlich, kulturell, politisch und
religiös-konfessionell. Ich stimme Herrn Kollega Sauser
zu, wenn er sagt, Toleranz sei eine Gesinnung, sie lasse
sich nicht durch Gesetze regeln; was sich regeln lasse,
sei der Kampf gegen die Intoleranz.

Die entscheidenden Fragen für uns sind nun die:
Erstens: MUSS der allgemeine Wille zur Toleranz noch
durch eine Einfügung in die Verfassung, durch Worte,
wie sie die Minderheiten I und II beantragen, zum
Ausdruck gebracht werden, oder beinhaltet die Verfas-
sung den Willen zur Toleranz heute schon zur Genüge?
Zweitens: Erfolgt durch die Beseitigung der Artikel 51
und 52 eine Entblössung der Staatsgewalt von den
nötigen Mitteln zur Handhabung der öffentlichen Ord-
nung und des konfessionellen Friedens, also zur Be-
kämpfung der Intoleranz?

Professor Kägi vertrat anfänglich die Auffassung —
wie es gesagt wurde —, man sollte anstelle der Artikel
51 und 52 eine generell abstrakte Norm einsetzen. Er
vertrat dies aber vor allem aus verfassungskosmetischen
Gründen. Durch die einfache Aufhebung von Artikeln
entstehen Lücken in der Abfolge der numerierten
Vcrfassungsartikel, wie Kägi hervorhebt. Er hat aber
bereits von Anfang an gesagt, dass die Kantone es
vielfach in Kauf nehmen müssen, dass solche Lücken
entstehen, wenn jeweils neues Bundesrecht gesetzt wird.
Eine Lücke in der Abfolge der numerierten Verfassungs-
artikel entsteht ohnehin, denn sonst müssten wir für
die Artikel 51 und 52 zwei neue Artikel einführen.
Professor Kägi macht aber auch von' Anfang an geltend
— und ich glaube, das ist wesentlich—, dass durch die
Beseitigung von Artikel 51 und 52 keineswegs eine
Entblössung der Staatsgewalt von den nötigen Mitteln
zur Handhabung der öffentlichen Ordnung und des
konfessionellen Friedens erfolgt; wir finden diese Aus-
führungen auf Seite 42 seines Gutachtens. Wenn Profes-
sor Kägi später die Ansicht vertrat und sie noch heute
vertritt und geltend macht, ein Ersatz für die Artikel 51
und 52 sei nicht nötig, so dürfen wir das nicht
beanstanden. Diejenigen, die vom Irrtum zur Wahrheit
reisen, sind die Weisen, und nicht diejenigen, die im
Irrtum verharren, wenn sie ihn als solchen erkannt
haben.

Auch Bundcsrat Feldmann hat seinerzeit schon —
er war Protestant — darauf hingewiesen, dass es nicht
nötig sei, für die aufzuhebenden Artikel 51 und 52 der
Bundesverfassung einen Ersatz einzuführen.

Was nun einen eigentlichen besonderen Toleranzar-
tikel betrifft, so hat Professor Kägi auch von Anfang an
gesagt, dass ein solcher rechtlich in unserer Verfassung
gar nicht nötig sei. Was rechtlich bedeutungsvoll und
rechtlich fassbar sei, sei bereits in den Artikeln 49 und
50 verankert. Ich war anfänglich auch der Auffassung,
man solle einen Toleranzartikel einführen, aber als ich
dann diese Verfassungsartikel gründlich studierte,
musstc auch ich mich der Ueberzeugung von Bundesrat
und Mehrheit der Kommission anschliessen. Es geht —
wie es auch Frau Kollegin Meier gesagt hat — aus dem
Sinn der Verfassung hervor, dass die Grenzen jeder
Freiheit und aller Rechte im Schutz gleicher Rechte
und Freiheiten jedes ändern gegeben sind.

Wenn man schliesslich aus taktischen und psycholo-
gischen Ueberlegungen einen Toleranzartikel wünscht,
so ist es aber ebenso leicht, dem Volke zu sagen, dass

die heutigen Verfassungsbestimmungcn und gesetzlichen
Bestimmungen genügen, um die öffentliche Ordnung zu
schützen und den konfessionellen Frieden zu wahren.

Was insbesondere Artikel 50 Absatz 2bis betrifft, so
ist zu sagen, dass er gar nicht notwendig ist; denn wenn
Sie Artikel 50 Absatz 2 der Bundesverfassung lesen, so
finden Sie dort alles, was für den Schutz erforderlich
ist. Ich zitiere deshalb kurz diesen Absatz 2: «Den
Kantonen sowie dem Bunde bleibt vorbehalten, zur
Handhabung der Ordnung und des öffentlichen Frie-
dens unter den Angehörigen der verschiedenen Reli-
gionsgemeinschaften sowie gegen Eingriffe kirchlicher
Behörden in die Rechte der Bürger und des Staates die
geeigneten Massnahmen zu treffen.» Zu diesen geeigne-
ten Massnahmen kann auch das Verbot gehören. Wenn
Sie nun aber neu einen Artikel 50 Absatz 2 einführen
wollen, so entsteht ein gewisser Widerspruch. Bisher lag
die Kompetenz sowohl bei den Kantonen wie beim
Bund. Nach dem Artikel 50 Absatz 2bis (neu), wie er
von den Minderheiten I und II beantragt wird, wäre
dann die Bundesversammlung zuständig, und hier erge-
ben sich Unklarheiten im Recht zwischen Artikel 50
Absatz 2 (bisher) und dem, was die Minderheiten I und
II dort neu zufügen wollen. Die Kommission hat es
deshalb mit 17 : 6 Stimmen abgelehnt, diesen Artikel 50
Absatz 2bis (neu) einzufügen. Sie war mehrheitlich der
Auffassung, es sei auch kein Tauschgeschäft nötig.

Im übrigen ist doch auch zu beachten, was Herr
Kollega Villard ausführte: Wenn man nämlich 7.u weit
gehen wollte in der Immobilität, müssten sich die
Protestanten bewusst sein, dass eine Reformation über-
haupt nie möglich gewesen wäre.

Herr Kollega Kaspar Meier befürwortet mit den
Anträgen der Minderheit II noch (um mit den Worten
von Herrn Professor Kägi zu sprechen) eine umfassen-
dere Flurbereinigung. Sein Antrag ist aber auch nur
partiell, denn für eine vollständige Flurbereinigung
müsste man ja auch die Schulfragc, die Ehcfragc usw.,
wie das aus dem Gutachten Kägi hervorgeht, in die
Behandlung einbeziehen.

Die Mehrheit der Kommission war mit dem Ziel
von Herrn Kollega Meier einig, aber nicht über die Art
des Vorgehens. Aus dem Gutachten Kägi geht hervor,
dass der Boden für eine umfassende Flurbereinigung
doch ungenügend vorbereitet ist, das sagt auch die
Botschaft des Bundesrates; es ist also vorteilhafter,
schrittweise vorzugehen und sich einmal auf die Aufhe-
bung der Artikel 51 und 52 der Bundesverfassung zu
beschränken. Das ist der Antrag der Mehrheit der
Kommission.

Was Artikel 75 und Artikel 50 Absatz 4 betrifft, hat
die Kommission die betreffenden Antragsteller auf den
Weg der Motion verwiesen, um keine Erweiterung der
Materie vornehmen zu müssen. Auch wenn die Kom-
mission fast einhellig die Auffassung teilte, dass Artikel
75 entsprechend dem Antrag abzuändern sei, so ist
doch zu sagen — dessen müssen wir uns bewusst
sein —, dass alsdann im Volk wahrscheinlich auch
noch wesentliche Widerstände zu überwinden sein wer-
den; denn man hat sowohl aus katholischen wie
protestantischen Kreisen hören können, dass diese
Frage doch noch zu Diskussionen Anlass gibt.

Was Artikel 50 Absatz 4 betrifft, hat Herr Bundcs-
rat Tschudi schon auf das Problem hingewiesen in
bezug auf ein Konkordat unter den Kantonen; im
übrigen haben wir doch feststellen können, dass dieser
Artikel zurzeit keine Schwierigkeiten bereitet, weshalb
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seine Aufhebung nicht so dringend ist wie die Aufhe-
bung der Ausnahmeartikel 51 und 52.

Die Kommission beantragt Ihnen daher mehrheit-
lich, die'Anträge der Minderheiten I und II abzulehnen
und den Anträgen des Bundesrates und der Kommis-
sionsmchrheit zuzustimmen.

Bundesrat Tschudi: Die Vorschläge der Minderheit
I, vertreten durch Herrn Nationalrat Sauser, beruhen
auf dem Gedanken, dass ein Ausgleich zur Abschaffung
des Jesuiten- und des Klosterverbots geschaffen werden
müsse. Vorweg möchte ich wiederholen, dass die Ver-
bote weder im Interesse der evangelischen Kirche noch
auf deren Verlangen eingeführt wurden. Die evange-
lische Kirche hat deshalb keinen Anlass, für deren
Aufhebung eine Kompensation zu fordern. Ich bin
überzeugt, dass sie keinen Anspruch auf staatliche
Stützung erhebt. Eine Kirche, die auf Staatshilfe ange-
wiesen wäre, würde ihrer Aufgabe kaum gerecht.

Wenn also die Kirche keines vermehrten Schutzes
bedarf, braucht dann der Staat einen solchen, müssen
wir die polizeiliche Grenze der Freiheitsrechte neu
formulieren, müssen wir die Wahrung des öffentlichen
Friedens, den Schutz des religiösen Friedens verstärken?
Es kann wohl nicht geltend gemacht werden, dass die
heutigen Bestimmungen über den Schutz der öffentli-
chen Ordnung nicht ausreichten. Irgendwelche Lücken
sind nicht bekannt. In seinem Zusatzgutachten schreibt
Professor Kägi ausdrücklich: «Wir haben eh und je die
These vertreten, dass auch nach einer Beseitigung des
Jesuiten- und Klosterartikels durch eine Volksabstim-
mung die bestehenden rechtlichen Handhaben zum
Schütze der öffentlichen Ordnung und des konfessionel-
len Friedens völlig genügen.» Wenn man daran denken
will, z. B. im Rahmen der Totalrevision der Bundesver-
fassung, die Schranken der Freiheitsrechte festzulegen,
dann wird dies durch eine allgemeine Regelung erfolgen
müssen, die für alle Freiheitsrechte gilt. Legt man
ausdrücklich nur bei der Glaubens- und Gewissensfrei-
heit die an sich unbestrittenen Schranken fest, so
entsteht eine Unsicherheit. Soll dies bedeuten, dass hier
Sonderrecht gilt, gelten bei der Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit allenfalls engere oder allenfalls weitere
Schranken als bei den übrigen Freiheitsrechten? Diese
Erwägung spricht eindeutig gegen die Ergänzung von
Artikel 49 Absatz 1.

Aber auch der Zusatzartikel 50 Absatz 2bis er-
scheint mir nicht als angezeigt. Der geltende Artikel 50
Absatz 2 gibt nämlich den Kantonen und dem Bund die
Kompetenz und damit auch die Verpflichtung zur
Handhabung der Ordnung und des öffentlichen Frie-
dens unter den Angehörigen der verschiedenen Reli-
gionsgemeinschaften sowie gegen Eingriffe kirchlicher
Behörden in die Rechte der Bürger und des Staates, die
geeigneten Massnahmen zu treffen. Kantone und Bund
haben also die nötigen Mittel zur Wahrung des religiö-
sen Friedens. Im Vorschlag wird ausdrücklich das
Verbot einer Vereinigung oder Institution erwähnt als
Sanktion bei Störung des religiösen Friedens. Es ist
unbestritten, dass nach dem geltenden Absatz 2 von
Artikel 50 auch Verbote erlassen werden können, denn
zu den dort genannten geeigneten Massnahmen gehören
nötigenfalls auch Verbote. Zusätzlich wird nun im
Vorschlag die Bundesversammlung als kompetent er-
klärt für Verbote; diese Zuständigkeit würde hinzukom-
men zu derjenigen der Kantone, denn man will wohl
kaum die Kompetenzen der Kantone zur Aufrechterhal-

tung der öffentlichen Ordnung und des Religionsfrie-
dens einschränken.

Es wäre auch wenig zweckmässig, bei lokalen oder
regionalen Schwierigkeiten Entscheide des Bundesrates
oder gar Entscheide der Bundesversammlung anrufen
zu wollen. Die Kantone sind besser in der Lage, die
tatsächlichen Verhältnisse zu beurteilen und adäquate
Massnahmen zu treffen, als der Bund. Endlich — Frau
Nationalrat Meier hat das bereits erwähnt — ist auch
vom Standpunkt des Rechtsschutzes aus die Belassung
des Entscheides bei den Kantonen vorzuziehen. Gegen
kantonale Entscheide ist der Rekurs an das Bundesge-
richt offen, so dass den Betroffenen ein Instanzenzug
und eine Beurteilung nach rein rechtlichen Kriterien
gwährleistet ist. Ueberlegt man sich die Verhältnisse
und Konsequenzen näher, so kann der neue Absatz 2bis
von Artikel 50 keine Verbesserung bringen, hingegen
einige Unklarheiten in seinem Verhältnis zum bisheri-
gen Absatz 2 und einige wenig erwünschte Folgen.

Zum Antrag der Minderheit II habe ich mich in
meinem Eintretensvotum bereits geäussert. Ich wieder-
hole, dass er rechtlich die Einheit der Materie sprengt;
er ist aber auch politisch unzweckmässig, das Schiff
wird eindeutig überladen und damit die Opposition
verstärkt. Von einer Flurbereinigung oder Gesamtberei-
nigung des Verhältnisses Kirche—Staat oder Religion—
Staat kann dennoch nicht die Rede sein; diese müsste
zahlreiche weitere Fragen regeln, die entsprechende
geistige Vorarbeit wurde noch nicht geleistet. Wir
hoffen, dass sie im Hinblick und im Zusammenhang
mit der Totalrevision der Bundesverfassung geleistet
wird. Hingegen ist der Bundesrat bereit, die von der
Minderheit II gewünschten Revisionen — Bistumsarti-
kel, Wählbarkeit von Geistlichen in den Nationalrat —
an die Hand zu nehmen. Deshalb nimmt der Bundesrat
die Motionen Ihrer Kommission entgegen.

Beim Bistumsartikel bestehen in der Praxis keine
Schwierigkeiten, aber es wird nötig sein, vor einer
Revision die Kantone zu befragen, da die Abgrenzung
der Bistümer für die Kantone von Bedeutung ist.
Artikel 75, der die Wählbarkeit der Geistlichen in den
Nationalrat ausschliesst, widerspricht, wie schon gesagt,
der Rechtsgleichheit und dem allgemeinen passiven
Wahlrecht und muss deshalb aufgehoben werden. Doch
muss der Zeitpunkt gut gewählt werden, da es auch
Anhänger dieses Verbotes gibt. Ich bin überzeugt, dass
nach der Aufhebung von Artikel 51 und 52 das Terrain
für diese Bereinigung günstiger sein wird.

Mit diesen Erwägungen möchte ich Sie bitten, der
Fassung des Ständerates und den Anträgen Ihrer Mehr-
heit zuzustimmen.

Präsident: Wir kommen nun zur Bereinigung der
einzelnen Artikel.

Art. 49 Abs. l

Präsident: Die Minderheiten I und II möchten einen
zweiten Satz einfügen; die Mehrheit und der Bundesrat
lehnen dies ab.

Abstimmung — Vote
Für den Antrag der Mehrheit 103 Stimmen
Für den Antrag der Minderheiten I und II 38 Stimmen

Art.50Abs.2bis
Präsident: Die Kommissionsminderheiten I und II

möchten einen neuen Artikel 50 Absatz 2bis in die
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Verfassung einfügen. Die Mehrheit der Kommission
lehnt dies ab.

Abstimmung — Vote
Für den Antrag der Mehrheit 105 Stimmen
Für den Antrag der Minderheiten I und II 32 Stimmen

Art. 75
Präsident: Der Artikel 75 betrifft die Wahlfähigkeit

in der Nationalrat. Die Kommissionsminderheit II
möchte diese auf alle Schweizerbürger ausdehnen. Die
Mehrheit lehnt das ab.

Abstimmung — Vote
Für den Antrag der Mehrheit 76 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit II 66 Stimmen

Art. 50 Abs. 4
Präsident: Die Minderheit II möchte die Bestim-

mung über die Errichtung von Bistümern streichen; die
Mehrheit will sie beibehalten.

A bstimmung — Vote
Für den Antrag der Mehrheit 79 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit II 48 Stimmen

Präsident: Damit kommen wir zur Grundsatzfrage:
Abstimmung in ein oder zwei Vorlagen.

Schwarzenbach, Berichterstatter der Minderheit III:
Nachdem nun die Minderheitsanträge abgelehnt worden
sind, bleibt die Frage über die getrennte Abstimmung
von Artikel 51 und 52. Bei der Aussprache in der
Kommission habe ich den Kollegen, die die Minderheits-
anträge stellten, gesagt, dass ich meinen Antrag auf
getrennte Abstimmung zurückziehen würde, weil mir in
höherem Sinne bei der Aufhebung aller konfessionellen
Ausnahmeartikel die Einheit der Materie als deutlich
gewahrt erschien. Heute muss ich diesen Antrag nach
der neuen Situation begründen, weil mir bei Artikel 51
und 52 isoliert die Einheit der Materie- durchaus nicht
mehr als gewahrt erscheint. In der ganzen Debatte, die
hier geführt wurde, klang immer wieder der Name
«Kägi»; Kägi, Kägi und nochmals Kägi! Wenn einer
nicht mehr weiter wusste, berief er sich auf Kägi.
«Hoch klingt das Lied vom braven Mann wie Orgelton
und Glockenklang»: Kägi!

Nun ist es aber ausserordentlich interessant, und das
ist wohl eine Kernfrage, eine Quiz-Frage an den
Bundcsrat, wie es kommt, dass er sich auch in allen
Punkten seiner Vorlage auf Herrn Kägi beruft, nament-
lich dort, wo Kägi seine Ansichten revidiert hat und
nicht mehr der gleichen Meinung ist, und ausgerechnet
in dem einen Punkt, wo Herr Kägi festgcblieben ist,
nämlich in der getrennten Fragestellung, dem Rat der
Weisen nicht mehr folgen kann. Das ist doch eigentlich
eine ausserordentlich interessante Frage in erster Linie
an den Bundesrat, der uns ja die gemeinsame Fragestel-
lung beliebt machen will.

Wenn wir es ganz einfach naiv, banal ausdrücken,
so ist doch ein Kloster und ein lesuit kaum dasselbe.
Ich nehme an, jeder weiss, dass da irgendwie ein
Unterschied besteht. Wenn wir etwas subtiler werden,
etwas subtiler nun auf die Finessen des Ordenslebens
eingehen, dann müssen wir feststellen, dass der Jesuiten-
orden zu denjenigen gehört, die keine klösterliche
Gemeinschaft pflegen, also auf das Attribut des Klo-

sters verzichten, um in der Welt zu wirken, und. dass wir
in der Schweiz es mit Benediktinern und Kapuzi-
nern zu tun haben, die ihre Stammklöstcr haben. Also
auch hier schon in rebus cathoìicis ist gewiss von einer
Einheit der Materie in dieser Frage nicht die Rede.

Es ist nun ausserordentlich interessant, wie man sich
im Ständerat um diese Frage hcrumgcwunden hat. Der
Berichterstatter, Herr Bächtold, ging auf das Problem
der Einheit der Materie überhaupt nicht ein und
überliess das Berufeneren. Zu den Berufeneren zählte
Herr Münz. Sein Antrag in der Kommission lautete auf
Zweiteilung der Fragestellung. Die Kommission hat
aber anders entschieden, und Herr Münz fügte sich,
und zwar fügte er sich mit einem merkwürdigen
Argument. Er sagte: «Wer die Aufteilung der Abstim-
mung in zwei Vorlagen vornimmt, lässt die Vermutung
aufkommen, man wolle Hindernisse in den Weg legen.»
Nicht gerade eine sehr tapfere Haltung meiner Ansicht
nach, um von einer Rechtsübcrzcugung abzuweichen!
Aber im Kielwasser des Bundesrates bewegt sich Herr
Münz, denn der Bundesrat ist auch dieser Ansicht und
hat es sogar hier geäussert, es könnte ausserordentlich
peinlich sein, wenn die eine Frage mit Ja und die
andere mit Nein beantwortet würde. Mit anderen
Worten, Herr Bundesrat, meine Damen und Herren,
man rechnet damit, dass im Volk zweierlei Beantwor-
tungen dieser Frage möglich sind, und man möchte
dem aus dem Wege gehen. Dem sagt man im Volk - -
vielleicht nicht unter uns, im Parlament sind wir natür-
lich viel höflicher —: Man manipuliert. Man legt nur
eine gemeinsame Frage vor, damit das Volk nicht den
unbequemen Weg ergreift, die Sache in zwei getrennten
Antworten deutlich zu bekunden, so dass beispielsweise
Frage a positiv und Frage b negativ beantwortet
wird, wobei sich jeder von Ihnen selber ausmalen kann,
was ich unter Frage a und unter Frage b verstehe. Ich
möchte nichts vorwegnehmen vom F.rgebnis der Volks-
abstimmung; ich sage nur: Es gibt eine Frage a und
eine Frage b.

Herr Ständerat Luder hielt persönlich die Einheit
der Materie ebenfalls für nicht gegeben und meinte
deutlich, das Volk müsse ein Recht auf optimale
Stimmgebung haben. Das scheint mir ausserordentlich
wichtig und richtig: auf optimale Stimmgebung. Herr
Bundesrat Tschudi erklärte aber, Eile sei geboten. Nach
18 Jahren ist allerdings Eile geboten! Er verwies auf die
Menschenrechtskonvention, die unterzeichnet werden
müsse.

Wir haben uns nun lange genug mit den Artikeln 51
und 52 herumgeschlagen. Ich möchte meine Argumente
nicht verlängern. Ich möchte nur sagen, dass wir
vermutlich mit Ehrlichkeit in der Abstimmung besser
fahren als mit einer, wenn auch nicht als solche
gedachten, Manipulation und dass es gut wäre, auch in
diesem letzten Punkt, mit Berufung auf Herrn Professor
Kägis Gutachten, dessen weisem Rat zu folgen, den der
Bundesrat in seiner Botschaft zwar festgehalten hat,
aber aus unerklärlichen Gründen nicht befolgen will.

Ich empfehle Ihnen also, damit wir vor dem Volk
diesen schweren Fragepunkt vertreten können, eine
gesonderte Abstimmung zu verlangen, getrennt in der
Fragestellung. Sie werden das bessere und ehrlichere
Resultat erzielen. Ich danke Ihnen.

Bächtold-Bern: Ich war von Anfang an gegen jede
weitere Belastung der Vorlage, bin aber für eine
getrennte Abstimmung über die beiden Artikel 51 und
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52. Erfahrungsgemäss liebt der Schweizerbürger «Multi-
pack»-Vorlagen nicht. Er wünscht ein sauberes Ausein-
anderhalten verschiedener Abstimmungsfragen.

Eine kleine Zwischenbemerkung: Herr Schwarzen-
bach hat in einem früheren Votum zu dieser Vorlage
darauf hingewiesen, dass die Einwohnerschaft der
Schweiz im Laufe der letzten Jahre künstlich, d. h.
durch Einwanderung, re-katholisiert worden sei. Das
trifft zu: Heute ist es die Einwohnerschaft, die bereits
mehrheitlich katholisch ist, morgen wird es die Bürger-
schaft sein. Da und dort haben die Ausländer bereits das
kirchliche Stimmrecht erhalten, und in diesem Sinne
wird es nun weitergehen. Wir haben also von protestan-
tischer Seite her das allergrösste Interesse, dass der
Toleranz immer grössere Bedeutung beigemessen wird.
Die heutige Debatte gibt Gelegenheit, wieder einmal
mit aller Deutlichkeit dem Wunsche Ausdruck zu
geben, dass auch von Rom aus der Begriff «Toleranz»
mehr und mehr gross geschrieben werde. Es ist ja
allgemein bekannt, dass der sogenannte niedere Klerus
durchaus bereit wäre, in dieser Frage eben Toleranz
walten zu lassen. Auf Gebirgsbaustellen haben wir
schon vor mehr als 20 Jahren gemeinsame ökumenische
Gottesdienste der römisch-katholischen, der christka-
tholischen und der protestantischen Kirche durchge-
führt. Kürzlich hatte ich Gelegenheit, eine ökumenische
Trauung mitzuerleben. Herr Kollega Binder hat ja
heute morgen erklärt, dass es leider — hauptsächlich in
den oberen Regionen der katholischen Kirche — da
und dort noch sehr menschlich zu- und hergehe. Der
erwähnte Wunsch darf also sicher bei dieser Gelegen-
heit angebracht werden, obschon — das ist hier wieder-
holt richtig betont worden — es hier ja nicht um ein
Entgegenkommen gegenüber der katholischen Kirche
geht, sondern um eine politische Frage, die heute
überreif geworden ist.

Ich wiederhole: Wir brauchen hier sicher nicht
Wahltaktik oder Abstimmungstaktik zu betreiben. Ich
glaube, das Schweizervolk ist heute reif, um alle in
dieser Vorlage enthaltenen Probleme zu begreifen und
richtig zu beurteilen. Deshalb lehne ich eine «Multi-
pack»-Abstimmung ab und empfehle Ihnen, dafür ein-
zutreten, dass die beiden Artikel getrennt zur Abstim-
mung gebracht werden.

M. Aubert: Je vous invite à repousser l'amendement
de M. Schwarzenbach. Je crois que, pour bien compren-
dre la question qui nous est posée, il est commode de
distinguer trois hypothèses: Première hypothèse — c'est
celle d'où part M. Schwarzenbach: la constitution nous
impose la division en deux arrêtés. Deuxième hypo-
thèse: la constitution nous impose la réunion en un seul
arrêté. Troisième hypothèse: la constitution n'impose ni
division ni réunion, la question est purement politique
et il appartient à l'Assemblée fédérale de dire si les
deux textes lui paraissent assez proches pour mériter un
arrêté unique ou assez éloignés en revanche pour
mériter deux votes.

J'aimerais brièvement reprendre devant vous ces
trois hypothèses. Tout d'abord, la constitution impose-
rait la division en deux arrêtés. C'est le principe de
l'unité de la matière, vue dans sa face négative. Une
proposition de revision constitutionnelle est elle-même
inconstitutionnelle si elle présente au citoyen en un seul
vote deux ou plusieurs idées qui n'ont pas entre elles de
lien suffisant. Le principe est expressément prévu pour
les initiatives populaires, à l'article 121, 3e alinéa, de la

constitution. On peut admettre qu'il vaut aussi, impli-
citement, pour les initiatives gouvernementales ou parle-
mentaires, puisque la raison dont il procède est la
même, c'est-à-dire ne pas attenter à la liberté des
citoyens.

Mais la pratique est large. Elle l'est pour les
initiatives populaires; aucune n'a jamais été annulée
pour défaut d'unité. Elle l'est au moins autant pour les
initiatives gouvernementales ou parlementaires. On ne
compte plus les occasions où l'Assemblée fédérale a
proposé, en un seul arrêté, des idées dont le lien
intérieur n'était pas si étroit qu'elles n'eussent pas
supporté une division. Parmi les exemples les plus
connus: les articles économiques de 1947, les régimes
financiers, avec la combinaison réitérée de l'impôt
direct et de l'impôt sur le chiffre d'affaires. Et si
M. Schwarzenbach sait voir la différence entre • un
jésuite et un couvent, le peuple suisse aussi est capable
de voir la différence entre un impôt direct et un impôt
indirect.

Parmi d'autres exemples moins connus, il y a la
revision de 1866. Elle comprenait assurément neuf
projets différents, mais certains d'entre eux réunissaient
des matières qui pouvaient fort bien être distinguées.
Un exemple est la suppression de la discrimination qui
frappait, du point de vue de l'établissement, les israé-
lites et les naturalisés de fraîche date. Plus près de
nous: les articles 34quater et 41ter de 1925, sur
l'assurance-vieillesse et survivants et sur l'imposition du
tabac. L'article 34quinquies de 1945, sur les allocations
familiales, l'aide au logement et l'assurance-maternité.
Nous venons d'abroger un alinéa de cet article 34quin-
quies, tout en laissant les autres. C'est donc la preuve
qu'on pouvait dissocier. Et cela continue:

Le nouvel article 34quater nous propose trois piliers.
Les nouveaux articles 27 et Tlbis nous offrent, notam-
ment, un droit à la formation et un nouveau partage de
compétence entre la Confédération et les cantons, en
un seul arrêté. Là aussi, je pourrais imaginer que le
citoyen aimerait accepter l'article 27 et refuser l'article
27bis.

Si, avec M. Schwarzenbach, vous dites qu'en l'espèce
la constitution impose la division, vous désavouez la
pratique plus que séculaire de cette assemblée. J'estime,
pour ma part, que le grief d'inconstitutionnalité est
inacceptable.

Deuxième hypothèse: la constitution imposerait la
réunion en un seul arrêté. Ce n'est pas invraisemblable.
On pourrait parler ici du principe de l'unité de la
matière, vue dans sa face positive, ou du principe de la
cohérence. Deux idées sont tellement liées qu'elles ne
souffrent pas de division. Voici un exemple d'école: si
l'on veut l'élection populaire du Conseil fédéral, on
devra décider, dans un seul vote, la modification de
l'article 96 sur la composition du Conseil fédéral et
celle de l'article 85 sur les compétences de l'Assemblée
fédérale. Une division ici serait inconcevable. On peut
se demander si les articles 51 et 52 ne sont pas dans un
tel rapport.

En effet, s'il est vrai qu'on peut imaginer l'abolition
de l'article 52 et le maintien de l'article 51, on compren-
drait moins bien en revanche l'abolition de l'article 51 et
le maintien de l'article 52, puisque la prohibition de
l'ordre des jésuites, levée par l'un des votes, serait
conservée par l'autre. Mais je reconnais qu'une telle
éventualité — improbable du point de vue politique —
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ne serait pas, du point de vue logique, absolument
incohérente. L'ordre des jésuites continuerait d'être
interdit, mais l'activité singulière des jésuites dans
l'Eglise et dans l'école, que vise particulièrement le
texte de 1874, cesserait d'être prohibée.

En résumé, je suis convaincu que la constitution
n'impose pas la division et j'admets qu'elle n'impose pas
non plus la réunion.

Reste la troisième hypothèse: la constitution laisse à
l'Assemblée fédérale la liberté de choisir entre la
division et la réunion. L'Assemblée fédérale se trouve
donc devant un choix politique. Et j'entends ici natu-
rellement la politique dans son sens le plus élevé: si la
constitution ne dit rien, qu'est-ce qui est le plus juste,
un ou deux arrêtés?

Pour la division, il y a un bon argument, j'en
conviens: donner au citoyen la plus grande liberté
possible. Lui permettre à la fois, s'il lui plaît, de
restaurer les ordres et les couvents et de témoigner sa
méfiance à l'égard des jésuites, comme on aurait pu lui
offr i r naguère le choix entre l'impôt direct et l'impôt
indirect. C'est un argument de poids et je comprends
fort bien qu'il ait ébranlé plusieurs de nos collègues, à
l'instar, si vous permettez le mot, du professeur Kägi.

La réunion en un seul arrêté ne manque pas non
plus d'excellentes justifications.

Et d'abord une justification historique. On nous dit:
l'article 51 date de 1847, l'article 52 date de 1874. Ce
n'est pas juste. Dans leur libellé actuel, les deux articles
datent bel et bien de 1874; c'est dans ce libellé seul
qu'ils forment un ensemble cohérent, puisque l'un
interdit à tous les nouveaux ordres une activité collec-
tive, tandis que l'autre interdit de surcroît aux membres
d'un seul ordre prohibé certaines activités individuelles.

Ensuite, une justification téléologique. Nous voulons
adapter notre constitution aux exigences du libéralisme
européen, tel qu'il est exprimé dans la Convention de
Rome de 1950. Or le but ne sera atteint que si les deux
textes discriminatoires sont également abolis. Le but
serait manqué, si l'un seul des textes venait à disparaî-
tre et si l'autre demeurait.

J'oserai même ajouter une justification morale: je
crains qu'en dissociant le sort de l'article 51 de celui de
l'article 52, nous ne fournissions à certains électeurs,
adversaires des jésuites, l'occasion de se donner bonne
conscience à peu de frais et, en votant l'abrogation du
seul article 52, de se décerner complaisamment un
certificat de demi-libéralisme. Je crains surtout — et
ceci me paraît plus important — que nous ne dressions,
par la division des textes, un ordre catholique contre les
autres. Quels que puissent être les rapports entre ces
ordres, il me semble qu'il n'appartient pas à l'Assemblée
fédérale de les détériorer.

En conclusion: les deux articles, dans leur libellé
actuel, sont nés ensemble, il y a une centaine d'années;
ils forment un tout; il faut maintenant qu'ils vivent ou
qu'ils meurent ensemble.

Müller-Zürich: Meine Familie ist eine typische
Mischehe, meine Frau ist katholisch, ich bin reformiert,
die Kinder zwar katholisch getauft, eines geht in die
reformierte Kirche, das andere in eine katholische
Schule. Wir leben nach Auffassung der katholischen
Kirche ungesetzlich im sogenannten Konkubinat und
die Kinder seien — so heisst es — in Sünde gezeugt,
und das seit 16 Jahren. Ich spreche zu Ihnen als
praktischer Fall aus unserem Volke, als Volksvertreter

und als ein Vertreter Tausender von Mischehen. Wir
sind aber eine recht tolerante Familie. Ich habe viele
katholische Freunde, und mein bester Freund ist Jude.

Gerade darum wünschen wir eine saubere Abstim-
mung. Wagen die Initianten die offene, klare, getrennte
Aufhebung von Artikel 51 und 52 denn nicht? Die
Aufhebung des Klosterartikels ist für mich eine klare
Sache, sie ist selbstverständlich. Umstrittener wird die
Abstimmung über Artikel 51 ausgehen. Halten Sie das
Volk nicht für so dumm, dass es bei der von der
Kommissionsmehrheit versuchten Paketabstimmung
nicht stutzig wird. Es handelt sich um einen typischen
politischen Fall des Zugabewesens. Es kann geschehen,
dass der Schuss — wie man in unserem Volke sagt —•
nach hinten hinausgeht. Das Volk aber hat aufgrund
von Artikel 121 Absatz 3 der Bundesverfassung einen
klaren Rechtsanspruch auf eine getrennte Abstimmung.
Die Einheit der Materie ist im vorliegenden Falle nicht
gewahrt. Ich habe dazu bereits Ausführungen gemacht;
ich verweise vor allem auf die staatsrechtlichen Ausfüh-
rungen von Professor Fleincr und Professor Giacometti.
In diesem Sinne bitte ich um Unterstüzung des Mindcr-
heitsantrages III und ihm die Stimme zu geben und
nicht dem Kommissions-Mehrhcitsantrag und dem Vor-
schlag des Bundesrates.

Breitenmoser: Erlauben Sie mir, das Argument von
Herrn Schwarzenbach kurz unter die Lupe zu nehmen.
Er sagt, Klöster und Jesuiten seien nicht das selbe. Herr
Schwarzenbach, das selbe aber sind die Gerechtigkeit,
die Niederlassungsfreiheit und die Redefreiheit. Hierin
liegt auch, Herr Müller, die Einheit der Materie für Po-
stulate, die den guten alten Republikanern eine Selbst-
verständlichkeit waren.

Beide Artikel, die hier gesamthaft zur Abstimmung
gestellt werden sollen, haben Schweizer in den letzten
Jahrzehnten — wir dürfen das hier wohl offen sagen — •
ins Exil getrieben. Ich habe als Kind von meiner Mutter
nie verstanden, warum das Grab ihres Bruders im
Ausland liegt. Er war Benediktiner. Ich möchte mich
hier zum Sprecher all jener Schweizerfamilien ma-
chen, deren Angehörige als Jesuiten oder als Ordens-
brüder und Geistliche anderer Orden aufgrund der
Verbote im Ausland leben, wirken und sterben musstcn.
Ich möchte Sie bitten, die Einheit der Materie darin zu
sehen, dass Sie diesen Leuten, auch denen, die heute
noch fort sind, die Niederlassungsfrcihcit, die Redefrei-
heit und die Gerechtigkeit zurückgeben.

In diesem Sinne möchte ich Sie bitten, den Antrag
von Herrn Schwarzenbach abzulehnen.

Staehelin: Ich gestatte mir, doch noch einmal kurz
für den Antrag des Herrn Schwarzenbach einzutreten.

Herr Aubert hat uns eine interessante Vorlesung
über die Abstimmungen gegeben, bei denen es sich
auch um die Einheit der Materie handelte. Bei diesem
Katalog hat mir aber doch eins gefehlt. Wir haben
nämlich auch Abstimmungen gehabt mit getrennten Fra-
gen, wo es sich ganz eindeutig um die Einheit der Ma-
terie handelte, und zwar in jüngster Zeit, Beispiele, die
nicht so weit zurückliegen. Ich erinnere an die beiden
Konjunkturabstimmungen, die wir gehabt haben, jedes-
mal über einen Bau- und Kredit- oder Geldbeschluss.
Dort haben wir beide Male mit zwei Stimmzetteln ab-
gestimmt, obwohl dort die Einheit der Materie auch vor-
handen war. Man hat uns damals deutlich gesagt: Es hat
gar keinen Sinn, den einen Artikel zu verwerfen und den
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ändern anzunehmen, weil sie innerlich dermassen zusam-
menhängen, dass man sie entweder beide annehmen oder
beide verwerfen soll. Heute stehen wir vor einer ganz än-
dern Situation. Heute können Sie den einen Artikel an-
nehmen und den ändern können Sie verwerfen, ohne dass
das irgendwelche innere Schwierigkeiten gibt. Mir geht
es hier also gar nicht um eine juristische Frage, um die
Einheit der Materie, sondern einfach um die Besorgnis,
dass wir in der Volksabstimmung ein Ja für beide Teile,
für die Aufhebung des Kloster- und des Jesuitenartikels,
bekommen. Ich habe Ihnen schon in der Eintretensde-
batte gesagt, dass die protestantischen Kreise, die
wissen, wie die Stimmung im Volke ist, uns nahelegen
und uns dringend bitten, eine getrennte Abstimmung
vornehmen zu lassen, weil sie wissen, wie sehr diese
gekoppelte Abstimmung im Volke Enttäuschung hervor-
gerufen hat und noch hervorrufen wird. Im Zweifelsfall
soll man doch dem Volke das Recht lassen, eine
möglichst klare Antwort zu geben und mit zwei Stimm-
zetteln abzustimmen. Ich bin auch persönlich überzeugt,
dass sich, wenn wir gekoppelt abstimmen, dann die
Nein-Stimmen kumulieren und alle diejenigen, die für
den einen Artikel stimmen und den ändern ablehnen
wollten, einfach zu einem kollektiven Nein kommen
und gegen beides stimmen werden. Das andere ist sehr
unwahrscheinlich, dass jemand die eine Vorlage ab-
lehnt, zugunsten der ändern Vorlage dann aber ein
gemeinsames Ja abgeben wird.

Wir haben auch sonst ein Interesse daran, den
Volkswillen so klar als möglich zu kennen. Dazu dienen
ja auch diese Volksabstimmungen. Ob nun die Abstim-
mung positiv oder ob sie negativ ausfallen wird — wir
werden alle ein Interesse daran haben, weiterzuarbeiten,
das ökumenische Gespräch unter den verschiedenen
Konfessionen weiterzuführen. Die Annäherung der
Konfessionen untereinander muss weitergehen, im einen
wie im ändern Falle. Wir werden diese Arbeit nur dann
erfolgreich weitertreiben können, wenn wir auch wissen,
wie das Volk denkt. Ich möchte Sie aus allen diesen
Gründen doch noch einmal bitten, dem Antrag von
Herrn Schwarzenbach diesmal zuzustimmen und für
eine getrennte Volksabstimmung zu plädieren.

M. Chevallaz: Après la démonstration fort brillante
de notre collègue Aubert, il serait bien impertinent
d'ajouter de longs commentaires. Je veux, toutefois,
maintenir devant vous et défendre le point de vue de la
majorité de la commission qui paraît conforme à
l'esprit de la modification que le Conseil fédéral
propose d'apporter à notre constitution. En l'occurrence
et dans l'esprit, les deux articles forment un tout parce
qu'ils constituent tous deux une mesure d'exception à
rencontre d'institutions relevant d'une confession parti-
culière, qu'il s'agisse de couvents, d'ordres religieux —
dispositions générales — ou qu'il s'agisse de la Société
de Jésus — dispositions particulières. La mécanique de
la votation séparée nous paraît le démontrer. Si le
peuple et les cantons approuvaient l'abrogation de
l'article 51 sur les jésuites, mais maintenaient l'article 52
sur l'interdiction de rétablir les ordres supprimés, la
Société de Jésus demeurerait interdite, au moins dans
l'esprit de cet article si ce n'est dans sa lettre. Si le
peuple et les cantons abrogeaient l'article 52 en laissant
en vigueur l'article 51, ils supprimeraient une inégalité
relativement générale pour maintenir une inégalité
limitée. Cette subtilité de calcul politique en matière de
liberté de conscience nous paraît regrettable. Nous

pourrions courir le risque de rester à mi-chemin de la
réforme d'équité souhaitée. Il faut donc avoir le
courage de la netteté et reconnaître qu'il y a unité de
matière entre les articles 51 et 52 et, pour reprendre le
terme d'un collègue, «saubere Abstimmung».

Mais, en terminant, je voudrais bien insister sur ce
point: ce n'est pas la perspective de la Convention
européenne des droits de l'homme qui doit conduire
notre jugement en la matière, ici et devant le peuple.
C'est le souci, formulé en toute indépendance, de
corriger une inégalité de traitement et de conformer
notre constitution à l'esprit de liberté et de compréhen-
sion mutuelle qui doit marquer notre solidarité confédé-
rale.

Hofmann, Berichterstatter: Es gibt Argumente für
eine getrennte Abstimmung über die Artikel 51 und 52,
und es gibt Argumente, dass sie als Einheit zusammen-
gefasst werden.

Die Argumente, die für eine getrennte Abstimmung
sprechen, wurden vorgetragen. Man machte geltend,
Jesuitenverbot und Klosterverbot seien verschiedene
Dinge; man erklärte, sie seien historisch zu verschiede-
nen Zeiten entstanden; man solle nicht manipulieren;
der Eindruck der Nötigung solle beim Volk vermieden
werden; es solle nichts erzwungen werden; das Volk
werde es honorieren. Es ist auch so, dass der Gutachter,
Herr Kägi, erklärt hat, man solle beide Fragen getrennt
der Volksabstimmung unterbreiten.

Herr Schwarzenbach hat gerügt, dass man hier
immer wieder Herrn Kägi zitiert hat. Dazu ist erstens
zu sagen: Wenn der Bund schon ein Gutachten in
Auftrag gibt, ist es doch wesentlich, dass man nachher
auch sagt, was der Gutachter erklärt hat. Zweitens:
Wenn man zu den gleichen Ueberlegungen kommt wie
der Gutachter, Herr Professor Kägi, so ist es auch
wiederum ehrlich, wenn man es sagt, damit man sich
bei seinen Ausführungen nicht mit fremden Federn
schmückt. Drittens: Wir haben auch den Mut, es zu
erklären, wenn die Mehrheit der Kommission eine
andere Auffassung hat als Herr Professor Kägi, und
damit kann man nicht sagen, wir seien etwa diesem
Professor versklavt. Ich glaube, das ist auch wesentlich.

Nun gibt es aber doch auch Argumente, die dafür
sprechen, wie es der Bundesrat und die Mehrheit der
Kommission beantragen, die Aufhebung von Artikel 51
und 52 der Bundesverfassung sollen formell in einem
einzigen Erlass beschlossen und Volk und Ständen
auch in einer einzigen Frage zur Abstimmung vorgelegt
werden. Herr Bundesrat Tschudi hat schon in der
Kommission und nun unser Kollege Aubert hier noch-
mals sehr ausdrücklich dargelegt, welche rechtlich sehr
unklare Situation entstehen kann, wenn allfällig der
eine Artikel verworfen und der andere angenommen
wird. Ich brauche hier die Ausführungen von Kollega
Aubert nicht zu wiederholen, aber es ist klar, dass das
Volk nur dann klar entscheiden kann, wenn man ihm
sagt: «Lehne beide Artikel ab, oder lasse sie
weiter existieren.» Man kann also auf diese Weise für
einen klaren Entscheid eintreten. Herr Kollega Aubert
ist zur Ueberzeugung gelangt, es sei viel besser, wenn
entweder das Volk sowohl Artikel 51 und 52 nun
zusammen aufhebe oder sie beide zusammen weiterbe-
stehen lasse.

Nun sind wir hier eine politische Behörde, und wir
haben doch feststellen dürfen, dass die grosse Mehrheit
unseres Rates bereit ist, dass diese konfessionellen
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Ausnahmeartikel aufgehoben werden sollen. Zu dieser
Auffassung dürfen wir auch gegenüber dem Volke
stehen, und wir dürfen deshalb gegenüber dem Volke
auch einen Antrag und eine Frage unterbreiten.

Im übrigen kann man doch sagen: Die Einheit der
Materie ist auch gewährt. Die beiden Artikel stehen in
einem innersachlichen Zusammenhang; sowohl der Je-
suiten- wie der Klosterartikel bedeuten beide eine
Ausnahme von der verfassungsmässig garantierten Reli-
gionsfreiheit; es sind beides konfessionelle Ausnahmear-
tikel; beide Artikel treffen die römisch-katholische
Kirche und ihre Glieder, von denen sie als rechtsstaats-
widrige Diskriminierung empfunden werden.

Gemeinsam ist beiden Artikeln ferner der politische
Ursprung, auch wenn sie historisch aus verschiedenen
Epochen — der eine aus dem Sonderbundskrieg, der
andere aus dem Kulturkampf — stammen. Sodann
dient die angestrebte Aufhebung der beiden Artikel
doch dem gleichen Zweck. Wir wollen die zum Teil
über 100 Jahre alte Restanz konfessionellen Haders
wegräumen und dadurch den Widerspruch der in Frage
stehenden Artikel zu unserer freiheitlich-rechtsstaatli-
chen Grundordnung beseitigen.

Aus diesem Grunde empfiehlt Ihnen die Kommis-
sion mit 15 : 8 Stimmen, dem Antrag des Bundesrates
zu folgen und beide Artikel zusammengefasst in einer
Frage dem Volk zur Stellungnahme zu unterbreiten.

Bundesrat Tschudi: Die Gegner der Einheit der
Materie können sich auf das Gutachten von Herrn
Professor Kägi berufen, wobei auch Herr Professor
Kägi anerkennt, dass die Einheit der Materie juristisch
vertreten werden kann. Herr Nationalrat Schwarzen-
bach ist erstaunt, dass wir in diesem Falle nicht einfach
den Gedanken und den Vorschlägen von Herrn Profes-
sor Kägi folgen; wir stützten uns dort, wo es uns richtig
schien, auf dieses Gutachten, aber wir folgten weder
theologischen noch juristischen Autoritäten ohne eigene
Prüfungen.

Kommissionsmehrheit und Bundesrat empfehlen
einen einzigen Bundesbeschluss und damit eine einzige
Volksabstimmung, aber wir geben gerne zu, dass sich
die gegenteilige These vertreten lässt. Immerhin ist zu
sagen, dass die Praxis der eidgenössischen Räte bei
Volksinitiativen im ganzen in entgegenkommende Rich-
tung, also im Zweifel für die Bejahung der Einheit der
Materie geht. Herr Nationalrat Aubert hat in seinem
glänzenden Votum Ihnen entsprechende Beispiele dar-
gelegt.

Für den Fall, dass die beiden Artikel getrennt zur
Abstimmung kommen, müssen die rechtlichen Folgen
überlegt werden. Diese wären eindeutig, wenn entweder
beide Artikel aufgehoben oder beide Artikel in der
Verfassung belassen würden. Sie wären rechtlich auch
cinigermassen klar, wenn der Klosterartikel aufgehoben,
der Jesuitenartikel aber belassen würde. Dann hätten
wir den unbefriedigenden, aber doch klaren Rechtszu-
stand, der zwischen 1848 und 1874 mit dem Jesuiten-
verbot bestand. Rechtlich zweifelhaft aber würde die
Sache, wenn das Jesuitenverbot aufgehoben, der Kloster-
artikel aber weiterbestehen würde. Wir müssen mit
allen Möglichkeiten rechnen. Es würde sich dann die
Frage stellen, ob die Wiederherstellung des Jesuitenor-
dens im Sinne des Kloster- und Ordensverbotes von
Artikel 52 weiterhin verboten bliebe, trotzdem das wei-
tergehende Verbot der Wirksamkeit in Kirche und
Schule für das einzelne Mitglied des Ordens im Sinne

von Artikel 51 nicht mehr bestehen würde. Es gibt also
einen wesentlichen rechtlichen Grund für die Bejahung
der Einheit der Materie. Weiter weisen wir darauf hin,
dass beide Artikel gleichen historischen Ursprung ha-
ben; sie sind Folgen bestimmter politischer Auseinan-
dersetzungen und Gegensätze des 19. Jahrhunderts. Das
Ziel unserer Vorlage ist einheitlich: die Beseitigung des
letzten Relikts des Sonderbundskriegs und des Kultur-
kampfes, die Aufhebung bestimmter Ausnahmen von
unserer freiheitlich-rechtsstaatlichen Grundordnung.

Das sind die wesentlichen Argumente, weshalb der
Bundesrat die Einheit der Materie bejaht.

Präsident: Die Kommissionsmchrheit, die Minder-
heiten I und II und der Bundesrat beantragen, die
Artikel 51 und 52 in einer einzigen Vorlage zur Aufhe-
bung zu empfehlen.

Die Minderheit III, vertreten durch Herrn Schwar-
zenbach, beantragt, die Artikel 51 und 52 getrennt zur
Abstimmung zu bringen.

Abstimmung— Vote
Für den Antrag der Mehrheit

und der Minderheiten I und II
Für den Antrag der Minderheit III

93 Stimmen
46 Stimmen

Präsident: Der Ingress ist nun gemäss Antrag
der Mehrheit der Kommission und des Bundcsrates
angenommen.

Gesamtabstimmung — Vote sur l'ensemble
Für Annahme des Beschkissentwurfes 121 Stimmen
Dagegen 3 Stimmen

Molionen der Kommission

l

Bistumsartikel. Aufhebung (Art. 50 Abs. 4)

Angesichts der Beratungen der eidgenössischen Räte
über die Aufhebung der Artikel 51 und 52 der Bundes-
verfassung wird der Bundesrat beauftragt, im Sinne des
im Jahr 1964 von Herrn Nationalrat Alfred Ackermann
begründeten Postulats, den eidgenössischen Räten ohne
Verzug den Entwurf zu einem Bundesbeschluss auf
Aufhebung von Artikel 50 Absatz 4 der Bundesverfas-
sung, welcher eine Genehmigungspflicht des Bundes zur
Errichtung von Bistümern vorsieht, zu unterbreiten.

II

Tierschutz. Verfassungsartikcl
Die in die Wege geleitete Aufhebung des Jesuiten-

und Klosterartikels der Bundcsverfassung lässt es als
wünschbar erscheinen, dass im Zusammenhang mit dem
Erlass eines neuen Tierschutzartikels auch das Schächt-
verbot gemäss Artikel 25bis der Verfassung revidiert
wird.

Der Bundesrat wird deshalb beauftragt, die entspre-
chenden Vorarbeiten zu fördern und den eidgenössi-
schen Räten einen Vorschlag für einen Tierschutz-
Verfassungsartikel zu unterbreiten.

III
Nationalratswahlen. Wählbarkeit der Geistlichen

(Art. 75)
Artikel 75 der Bundesverfassung beschränkt die

Wählbarkeit in den Nationalrat auf Schweizer Bürger
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weltlichen Standes. Für diese Einschränkung gibt es
keine sachliche Rechtfertigung. Bereits im Jahre 1921
hat der Bundesrat erklärt: «Wir halten dafür, dass
angesichts dieser Sachlage die Revision von Artikel 75
der Bundesverfassung vorzunehmen ist, wenn solche
Einzelrevisionen an die Hand genommen werden, mit
denen die Ausschlussklausel in einem inneren Zusam-
menhange steht.» Es ist klar, dass Artikel 75 mit den
Artikeln 51 und 52 in einem inneren Zusammenhang
steht. Wenn die Artikel 51 und 52 aufgehoben werden,
ist der Artikel 75 der einzige Artikel in der Bundesver-
fassung, der eine Gruppe von Schweizer Bürgern in
ihren politischen Rechten diskriminiert. Das ist eines
Rechtsstaates unwürdig.

Der Bundesrat wird daher beauftragt, den eidgenös-
sischen Räten eine Vorlage mit dem Antrag auf Aufhe-
bung vorgenannter Einschränkung zu unterbreiten.

Motions de la commission

Article constitutionnel concernant les évêchés.
Abrogation (art. 50, 4e al.)

Dans l'esprit des débats parlementaires sur l'abroga-
tion des articles 51 et 52 de la constitution, le Conseil
fédéral est invité, dans le sens du postulat développé en
1964 par le conseiller national Alfred Ackermann, à
soumettre aussitôt que possible aux Chambres une
proposition pour l'abrogation du 4e alinéa de l'article
50 de la constitution fédérale, lequel subordonne la
création de nouveaux évêchés à l'autorisation de la
Confédération.

n
Protection des animaux. Article constitutionnel

Dans la ligne de l'abrogation des articles de la'
constitution relatifs aux jésuites et aux couvents, il
paraît équitable de reviser l'article 25bis concernant
l'abattage du bétail. Cette revision pourrait trouver sa
place dans l'élaboration d'un article consacré à la
protection des animaux.

Le Conseil fédéral est invité à poursuivre activement
les études en cours dans ce sens.

m
Conseil national.

Eligibilité des personnes ecclésiastiques (art. 75)

Selon l'article 75 de la constitution fédérale, seuls
les citoyens suisses laïcs sont éligibles au Conseil
national. Cette restriction n'a pas de justification objec-
tive. En 1921 déjà, le Conseil fédéral déclarait qu'il
conviendrait d'entreprendre la revision de l'article 75 de
la constitution lorsqu'on procéderait à la revision par-
tielle de dispositions touchant la liberté de conscience.
Or il est manifeste que l'article 75 est en rapport étroit
avec les articles 51 et 52. Si ces derniers sont abrogés,
l'article 75 sera le seul article de la constitution qui
frappera de discrimination un groupe de citoyens
suisses dans l'exercice de ses droits politiques. Cette
situation est contraire à notre droit fondamental.

Aussi le Conseil fédéral est-il chargé de soumettre
aux Chambres un projet tendant à abroger la restriction
susmentionnée.

Präsident: Wir kommen zu den Motionen der
Kommission des Nationalrates. Diese wurden im Ver-

lauf der Debatte begründet. Der Bundesrat ist bereit,
alle drei Motionen entgegenzunehmen.

Wird die Motion I, Bistumsartikel, Aufhebung des
Artikels 50 Absatz 4 der Bundcsverfassung, bekämpft?
Es ist nicht der Fall. Die Motion ist überwiesen.

II

Tierschutz. Verfassungsartikel

Rothen: Ich bedaure es ausserordentlich, dass Arti-
kel 25bis in diese Motion der Kommission einbezogen
wurde. Artikel 25bis unserer Bundesverfassung ist kein
konfessioneller Ausnahmeartikel und darf demzufolge
nicht im Zusammenhang mit den Artikeln 51 und 52
gesehen werden, über die wir nun eben entschieden
haben. Tatsächlich ist es doch so, dass Artikel 25bis auf
das Begehren der schweizerischen Tierschutzvereine
zurückzuführen ist, die an ihrer Delegiertenversamm-
lung 1891 den Zentralvorstand beauftragten, die
Schächtfrage dem Volksentscheid zu unterbreiten. Die
Verfassungsinitiative kam 1892 zustande und wurde in
der Volksabstimmung vom 20. August 1893 angenom-
men. Schon damals wurde den Tierschutzorganisationen
völlig zu Unrecht eine antisemitische Haltung vorge-
worfen, und es ist nicht zweifelhaft, dass diese Verun-
glimpfungen einen positiven Einfluss auf das Abstim-
mungsresultat hatten.

Heute nun, bald 80 Jahre später, wird die Diskus-
sion wiederum auf die Ebene der konfessionellen Aus-
nahmeartikel und des Antisemitismus verschoben, und
es wird versucht, den Schächtakt als eine Schlachtart
darzustellen, die durchaus mit tierschützerischen Prinzi-
pien vereinbar sei. Dazu ist nun doch festzustellen,
dass die rituellen Vorschriften für das koschere
Schlachten seit 1891 in keiner Weise modernisiert und
humanisiert wurden, dass aber in der gleichen Zeit die
eidgenössische Fleischschauverordnung mehrmals ganz
wesentliche Verbesserungen erfahren hat. Wenn sich
also unsere Vorväter gegen die Duldung einer schon
von den alten Aegyptern — und von den Aegyptern her
haben ja die Israelis, die Juden, das Schächten über-
nommen — praktizierten höchst brutalen Schlachtme-
thode auflehnten, haben wir heute keinen Grund, den
1893 erreichten Fortschritt aus einer falsch verstande-
nen Toleranzhaltung heraus wieder aufzuheben. Wenn
die Tierschützer in dieser Auffassung unnachgiebig
sind, so wissen sie sich einig mit einer grossen Zahl von
Mitbürgern aller Bevölkerungsschichten, die den Vor-
wurf antisemitischer Gefühle entrüstet zurückweisen. In
einem Punkte sind die Tierschützer zu einem Entgegen-
kommen bereit. Massgebende Rechtsgelehrte sind ja
bekanntlich der Meinung, der Betäubungszwang gehöre
nicht in die Bundesverfassung, sondern in ein Spezialge-
setz. Nachdem wir seit Jahren für die Schaffung eines
eidgenössischen Tierschutzgesetzes eintreten, können
wir uns mit der Umwandlung des Artikels 25bis in
einen allgemeinen Tierschutzartikel einverstanden erklä-
ren, der den Bund zur Legiferierung auf dem Gebiete
des Tierschutzes verpflichtet, vorausgesetzt allerdings,
dass der Betäubungszwang in dieses Gesetz aufgenom-
men wird.

Was hat sich in der letzten Zeit in diesem Zusam-
menhang ergeben oder abgespielt? Am 15. März 1971
bestellte das Volkswirtschaftsdepartement eine ausser-
parlamentarische Studienkommission mit dem Auftrag,
die Vorentwürfe für folgende Erlasse vorzulegen: a)
Aenderung des Artikels 25bis der Bundesverfassung in
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(.lern Sinne, class der Tierschutz allgemein zur Bundcssa-
chc erklärt wird, und h) für ein auf die revidierte
Verfassungsbestimmung abgestütztes Bundesgesctz über
den Tierschutz. Nach Abschluss ihrer Arbeiten reichte
die Kommission nebst ihrem Bericht folgenden Entwurf
zu einem Tierschutzartikel der Bundesverfassung ein:
«Artikel 25bis. Die Gesetzgebung über den Tierschutz
ist Sache des Bundes», und dann wird unter anderem
ausgeführt: «Die Ausführungsgesetzgebung ordnet ins-
besondere die durch den Tierschutz gebotenen Anforde-
rungen an ... e) das Schlachten und anderweitige Töten
von Tieren.»

Mit der Ersetzung des bisherigen Artikels 25bis
durch die vorstehende revidierte Bestimmung fällt das
Verbot der Schlachtung ohne vorherige Betäubung auf
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen Verfas-
sungsartikels dahin. Um zu vermeiden, dass bis zum
Erlass einer entsprechenden Vorschrift im Tierschutzge-
setz eine Regelungslücke entsteht, soll den Uebergangs-
bestimmungcn zur Bundesverfassung folgender Artikel
beigefügt werden: «Artikel 12. Bis zum Inkrafttreten
des Ausführungsgesetzes zu Artikel 25bis bleibt das
Schlachten der Tiere ohne vorherige Betäubung vor
dem Blutentzugc bei jeder Schlachtart und Vichgattung
ausnahmslos untersagt.»

Meine Frage an den Bundesrat lautet: Vertritt der
Bundcsrat die Meinung, in diesem Sinne dem Parlament
eine entsprechende Vorlage zu unterbreiten und, wenn
ja, wann?

M. Chevallaz, rapporteur: Je chercherais à rassurer
notre collègue, M. Rothen, en précisant toutefois que
cet article 25bis, lorsqu'on connaît l'histoire de sa
naissance, est, hélas! il faut bien le dire, beaucoup plus
marqué d'une préoccupation d'antisémitisme que du
souci de la protection des animaux, si on se réfère à
l'époque où il a été introduit dans notre constitution.

Le but de la motion est alors de faire examiner le
problème en le dégageant de tout préjugé de religion. Il
ne s'agit pas d'abolir purement et simplement l'article
25bis. Les études en cours au sein de l'administration
fédérale — M. le conseiller fédéral Tschudi nous en
dira certainement davantage tout à l'heure à ce sujet —
doivent permettre d'apprécier à la seule lumière de la
protection des animaux quelle est la mort la plus douce
ou en tout cas la moins cruelle, car le spectacle de nos
abattoirs par assommage n'est pas nécessairement tou-
jours un spectacle très édifiant à conseiller aux per-
sonnes sensibles. Si, par souci d'éviter la souffrance des
animaux, les dispositions touchant la mort par saignée
sont maintenues telles qu'elles existent à l'article 25bis,
elles seront au moins libérées et exorcisées, si l'on peut
dire, de leur relent d'antisémitisme. Les animaux auront
la mort la moins cruelle. Voilà le sens dans lequel la
commission a demandé qu'on reconsidère cet arti-
cle 25bis.

Hofmann, Berichterstatter: Es ist die Auffassung
der Kommission, dass das Schächtverbot, der sogenann-
te Artikel 25bis, erst aufgehoben werden darf, wenn ein
entsprechender Tierschutzverfassungsartikel genehmigt
ist, so dass nicht Befürchtungen gehegt werden müssen,
wenn diese Motion allfällig angenommen wird.

Persönlich möchte ich sagen, dass ich unbedingt ein
Gegner davon bin, eine Betäubung der Tiere vor dem
Schächtschnitt nicht zu verlangen. Es gibt zwar kontro-
verse akademische Gutachten, aber wenn wir die Wirk-

lichkeit sprechen lassen, nämlich wenn wir das Tier
nach dem Schächtschnitt, ohne dass es vorher betäubt
worden ist, beobachten, bekommt man eine eindeutige
Antwort in dem Sinne, dass eine solche Handlung
nichts mit Humanität zu tun hat. Es ist ein Postulat der
Ritterlichkeit gegenüber dem Schwachen, es ist ein
Postulat der Wortführung für die Entrechteten, dass wir
uns dafür einsetzen, dass hier in der 7-ukunft nicht
Tierquälereien Eingang finden können. Deshalb hat
eigentlich der Artikel 25bis meines Erachtcns mit kon-
fessionellen Ausnahmeartikcln wenig zu tun, denn hier
spielen ethische Ueberlegungen die entscheidende Rolle.

Ich darf auch noch persönlich sagen, dass in der
Fraktion der Schweizerischen Volkspartci das Problem
zur Sprache gekommen ist. Nach den Aeusserungen
zweier Tierärzte und eines Metzgcrmcistcrs hat sich die
Fraktion einhellig dagegen ausgesprochen, dass bei
Tieren ein Schächtschnitt gemacht werden darf, ohne
dass sie vorher betäubt worden sind.

Ich möchte also hier sagen, nun wiederum im Sinne
der Kommission: Ich halte dafür, wenn nun auch diese
Motion angenommen wird, dass dann noch alle Fragen
offen sind und dass wir beim Tierschutzvcrfassungsarti-
kel Gelegenheit haben werden, die erforderlichen Si-
cherheiten einzubauen, damit nicht Tierquälereien in
unserem Lande Eingang finden können.

Bundesrat Tschudi: Die Fragen, die Herr National-
rat Rothen an mich gestellt hat, sind leicht zu beant-
worten. Er erkundigt sich darnach, ob eine Vorlage
über einen Verfassungsartikel und dann über ein Gesetz
für den Tierschutz ausgearbeitet und dem Parlament
vorgelegt werde. Diese Frage ist mit Ja zu beantworten.
Herr Nationalrat Rothen kennt diese Vorlage, er hat sie
selber zitiert. Nach Auffassung des Bundcsratcs und
auch nach Auffassung des Sprechenden wird es keine
Abschaffung des Schächtvcrbots in der Verfassung
geben ohne Ersatz durch einen Ticrschutzvcrfassungsar-
tikel und ein Tierschutzgesetz. Es kommt also hier eine
blosse Abschaffung nicht in Frage, sondern es muss ein
neuer, umfassender Artikel, der dem Bunde viel weiter-
gehende Kompetenzen in bezug auf den Tierschutz gibt
als die heutige Verfassungsrcgelung, Aufnahme finden.

Die zweite Frage lautete, wann diese Vorlage dem
Parlament zugeleitet werde. Die Federführung liegt
beim Eidgenössischen Volkswirtschaftsdcpartcment. Es
ist mir aber bekannt, dass die Vernchmlassungcn zur
Vorlage eingetroffen sind und dass auch der Entwurf
zur Botschaft bereits weitgehend ausgearbeitet ist, so
dass Sie damit rechnen können, dass Ihnen in kurzer
Frist die Vorlage vorgelegt werden kann.

Präsident: Der Bundesrat ist bereit, die Motion
entgegenzunehmen. Herr Rothen bekämpft sie.

Abstimmung — Vote
Für Annahme der Motion II 85 Stimmen
Dagegen 12 Stimmen

l II
Nationalratswahlen. Wählbarkeit der Geistlichen

(Art. 75)
Präsident: Der Bundcsrat n immt diese Motion be-

treffend Nationalratswahlen, Wählbarkeit der Geistli-
chen, entgegen. Wird sie aus der Mitte des Rates
bekämpft? — Es ist nicht der Fall. Die Motion ist
überwiesen.
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